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Die Ver Harfu der nationalen Sogenſa e in der be
ſchſlowakiſchen Republik iſt eine Ere chſcheinung, die man vom r t reichsdeutſcher Jnter-

eſſen aus nur mit größtem Bedauern wahrnehmen
känn. Die letzten Tage dort drüben waren unheilvoll. Es
gab in den Randgebieten Schlägereien V chen Deutſchen
und Tſchechen, bei denen ganz offenbar T n die An-
greifer geweſen ſind. Dieſe Prügelſzenen haben dann wiederzu einer blütig verlaufenen Ptbteſtwerſanmiang in Außig

und zu überaus ſtürmiſchen Szenen im Parlament geführt.
Es kam v Ausſchließung deutſcher Abgeordneter, die aber nicht durchgeführt werden konnke, wenn
man nicht den Parlamentsſaal ſelbſt zum Kampfplatz machen
wollte. Die Deutſchen verließen ſpäter die Sitzung, nur der
r Klub blieb zurück, um gegen den chauviniſtiſchen

error, die Paſſivität der Regierung und die Vergewalti-
ng der Parlamentsminderheit ſchärfſten Proteſt einzu

eSrr ſozuſagen zu
ommerſonntags.

echtert, de die Angreifer jetzt zumeiſt Leute ſind, an
n man die berühmten ſittlich veredelnden e

eutſchen

szi aber akehen, e rn h

t 19 und regie-
ment zum ruck gekommen iſt.Das Problem 3 ungeheuer ernſt, nicht nur für die
TſchechoS ei und für unſere deutſchen Landsleute dor:,

ern auch für das deutſche Reich und ganz Europa. Die
iſt ein neu gebildeter Staat, deſſen Be

völkerung etwa zur Hälfte aus Tſchechen, zu einem
Viertel aus Deutſchen und zum letzten Viertel aus
a e Awaſten Reci“ den ſche welcheeren man mit zweife en ſchechenet. Die r lowakei kann auf die Lee nur

dann lebensfähig bleiben, wenn es gelingt, zwiſchen
ihren Volksſtämmen ein einigermaßen erträgliches Verhält
nis r die erſte Vorausſetzung e iſt aber, daſich Deutſche und Tſchechen miteinander vertragen. Geling
dieſe Verſtändigung wicht dann wird die s
ein ewiger Herd innerer Kämpfe bleiben, die
auf die ganze europäiſche Politik ausſtrahlen
werden.

Kommt es zu heftigen dauernden Kämpfen zwiſchen
Deutſchen und Tſchechen, ſo iſt es nicht zu vermeiden, daß
die geſamte deutſche Oeffentlichkeit in dieſen Kämpfen immer
mehr und immer leidenſchaftlicher Partei ergreift.
t aber das tſchechiſche Volk erſt einmal Urſache, im ge-
amten Deutſchtum ſeinen Feind zu erblicken, dann wird es

in der Welt zu ſeinem Schutze Bundesgenoſſen ſuchen, denn
auf ſich ſelbſt geſtellt, ſind die 7 oder 8 Millionen Tſchechen

nüber den 70 Millionen Deutſchen macht los. Sie ſind
m Norden, Weſten und Süden von Deutſchen umgeben,
agu von ihnen eingekreiſt. Eine dauernde Kampf-
tellung des Tſchechentüms gegen das geſamte Deutſchtum
wäre für das erſte mit den größten Gefahren ver-
bunden, denn eine auswärtige Politik der Tſchecho-Slowakei,
die ſich Sfgen Deutſchland wendet, würde auch im Jn nern
unheilvolle Folgen haben, da Je auf den verzweifel-
ten Widerſtand der ſtarken deutſchen Minderheit im Lande
ſelbſt t en würde.

Ein Politiker des tſchechif en Volkes haben längſterkannt, F die tſchecho-ſlowakiſche Republik keine
deutſchfeindliche Politik treiben kann. Leider aber
beſteht das im übrigen bildete tſchechiſche Volk ebenſo
wenig wie irgend ein anderes aus lauter einſichtsvllen
Politikern. Rationaliſtiſcher Radaupatriotismus iſt dort
ebenſo lebendig wie ſonſt irgendwo, und er iſt auch dort wie
überall die größte Gefahr für die wirklichen Jntereſſen des

zelehrty e tn auch eteutſchen rteien der e owakei einenu r keine will ſich nachſagen
en das

s eine andere.Der Gedanke liegt nahe, daß die Sozialdemok!aten
beider Nationen zwiſchen den Völkern vermitteln und ihre
Streitigkeiten beenden könnten. Leider ſcheint die Sozial
demokratie beider Völker noch nicht ſo weit zu ſein, ob ſie

davon wird für die Tfchecho
Slowakei und für ganz Europa unendlich viel abhängen.
Pläne, eine Koalitions regierung z. idie die deutſchen und die tſchechiſchen Sozialdemokraten ne t
den ſſchechiſchen Agrariern umfaßt, ſind ſchon öfter r
worden, aber ſie ſtoßen auf. ſehr Er Schwierigkeiten be z
wegen der gegenſeitigen Entfremdung der bei

jemals ſoweit kommen wird,

ſich in einem Konfliktsfall ſchlapper gezeigt hat

und ſämtliche Unterbezirke (Kreiſe) im Reg.Bez. Merſeburg. Erſcheint täaußer Sonn und Feiertags in Halle a 8 e n e n
Beilage „Volk und Zeit ſowie wöchentlich abwechſelnd:

und „Für die arbeitende Jugend“.

Halle, Freitag den d. Auguſt l

Sonnabends mit der illuſtrierten
„Die Frauenwelt“

An a Jm e das 4tmeter h enu e äaheh h nan 9. Jahrgang
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den Völker voneinander, teils auch wegen der grundſätz-
lich nach Richtungen differierenden Stellungnahme zur
Frage des Eintritt in eine nicht „rein ſozialiſtiſche“ Regie-
rung.

Jn Deutſchland kann man nur den u 7 Wunſ
hegen, daß es trotzdem allmählich zu einem usglei
der Gegenſätze und zu einer n baren de kom
men möge. Denn Deutſchland iſt lebhaft daran intereſſiert,
ruhige Nachbarn zu haben, deren Staatsweſen geordnet iſt
und deren Wirtſchaft ſich günſtig entwickelt. Die Tſchecho
Slowakei iſt gleichſam in den Leib Deutſchlands eingebettet,
geſchichtlich, geographiſch, wirtſchaftlich mit den ickſalen
der ſie ringsumgebenden deutſchen Bevölkerungsmaſſen un
ertrennlich verbunden. Jede Auflehnung gegen dieſe Tat-
che iſt vergeblich, Helfen kann nur die klare S ußſelge

rung aus ihr, daß zwar das tſchechiſche Volk ſein volles
Recht auf Freiheit hat, daß es aber dieſes Recht nie dazu
mißbrauchen darf, die Freiheit anderer zu unterdrücken.

Keine Einigkeit der Sachverſtändigen.

Paris, 5. Auguſt. (WTB.) Der. „Temps“ ſtellt in
einem Leitartikel feſt, daß die alliierten Sachverſtändigen,
die den Auftrag haben, die Teilung
bis jetzt, ſoweit bekannt ſeiſeien. Die Memnnngerer ſten
und man bemerke noch kein Mittel, e u überbrücker
„Temps“ verlangt von der britiſchen Re rn da zuſorgen, daß die Arbeiten der Sachverſtändigen ſieh nicht in

eine Sackgaſſe verlaufen. Frankreich könne ebenſowenig im
Oberſten Rat wie in der Sachverſtändigenkonferenz einer
Löſung zuſtimnen, die eine Ungerechtigkeit für die
Polen ſei.

Konferenzbeginn Montag vormittag.
Paris, 4. u (WTVB.) Die erſte Sitzung des Oberſten

Rates wird am Montag um 11 Uhr vormittags ſtattfinden.
Die Einladung Belgiens bleibt vorbehalten für den Fall,
daß die der Aburteilung der Kriegsbeſchuldigten
und der Sanktionen durch den Oberſten Rat beſprochen
werden.

Die Jnſurgenten drohen.
Berlin, 5. Aug. (W. T. B.) Das hier erſcheinende poln ſche

Blatt Dzicnnik Berlinski meldet aus Beuthen: Jm Hin
blick auf die bevorſtehende Sitzung des Oberſten Rates ver-
öffentlicht der Verband ehemaliger polniſcher Aufſtänd ſcher
eine Reihe von Forderungen, darin heißt es u. a.: Lloyd George
hat in Jrland wohl noch nicht die Lehre erhalten, daß nationale
und wirtſchaftliche Beſtrebungen nicht durch Bajonette ent-
ſchieden werden können. Wir wollen glauben, daß die Ver
treter von Frankreich, Jtalien und Amerika dem englſchen
Projekt nicht beiſtimmen. Wir erklären, daß wir eine Ver-
gewaltigun unſerer Forderungen durch den Oberſten Rat als
eine Kampfanſage anſehen. Gewalt wird gozen eine ein
heitliche Front ſtoßen. Bajonette fürchten wir nicht.

18 Millionen Hungernde.

Moskau, 4. Auguſt. (Dena.) Jn einem
teilt Tſchitſcherin, der ruſſiſche Volkskommiſſar für aus-
wärtige Angelegenheiten mit, daß alle Meldungen über die
kataſtrophale Lage in den Hungergebieten übertrieben ſind.
Tatſache iſt, daß die Lage ſehr ernſt iſt. Das Elend iſt
roß. aber alle Meldungen über Hungerrevolten,
ufſtän de und Pögrome ſind aus der Luft ge

griffen. Alle Regierungs und Gewerkſchaftsorgane ſowie
alle öffentlichen Organiſakionen ſind in den Hilfsdienſt ein-
geſtellt, die Bevölkerung in den nicht von der Hungersnot
befallenen Gouvernements geht Hand in Hand mit der
Sowjetregierung, um dem Elend x ſteuern. Tſchitſcherin
erklärt ausdrücklich, daß alle fremden Organi-
ſationen, die zur Bekämpfung der Hungersnot beitragen
wollen, völlig i Hand haben, der freien Entfal-
tung der Jnitiative ſolcher Organiſationen wird kein
Hin derſis in den Weg gelegt.

Zum Schluß ſtellt Tſchitſcherin feſt. Es hungern
18 Millionen Ruſſen! Um die ländliche Bevölkerung
t ernähren, braucht Rußland 41 Millionen Pud Getdeide,
erner 17 Millionen Pud für die ſtädtiſche Bevölkerung und
ür die Auffüllung des zur Steuer der erſten Not gusge
ebenen Saatgutes. Von dieſen Getreidemengen müſſen isSe tember 15 Millinonen Pud verfügbar ſein, um das
öpte Elend zu bekämpfen.

Parlamentsarbeit im „freien“ Danzig.
Danzig, 4. Auguſt. n m Volkstag kam es heute

nachmittag zu ſchweren Zuſammenſtößen zwiſchen den Links-
parteien und dem Senat. Die Verhandlung begann mit

gro

e vorzuarbeitenkeiner Einigung zeigt

e 5 u rücken.

onale Gegenſätze.
einer erregten Anklagerede des Führers der unabhängigen
Sozialdemokraten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden.
z der Hauptſache hatten die Angriffe ihren Grund in der

nweſenheit eines Kommandos der Sipo im a potagege,
bäude unmittelbar neben dem Plenarſitzungsſaale. ie
Sipo war ſchwer bewaffnet, u. a. auch mit Handgranaten.
Die xintsparteien verläugten den Abzüg der Bipo und ver
hinderten durch andauerndes Lärmen die Verhandlungendes Parlaments. Als nach wiederholter Vertagung e
kommuniſtiſche Abgeordnete Schmidt n einen deutſchnationalen Redner tätlich wurde, e ein Sipokom

n Mann immando von einem Jfizier und Ziege
und verhaftete auf enators des Jnnern,
Schliemer, die beiden Abgeordneten Schmidt und h von
der kommuniſtiſchen Partei Danzig. Die Linksparteten be
gleiteten die Verhaftung mit ungeheurem Lärm und ver
hinderten jeden weiteren Verſuch der bürgerlichen Parteien
in eine ſachliche Beratung einzutreten.

Abnahme ver Arbeitsloſigkeit

Nach der im neueſten Heft des „Reichsarbeitsblattes“
veröffentlichten Ueberſicht über den Arbeitsmarkt im Juni
1921 hat die bereits
Arbeitsmarktlage auch im
darf natürlich keine al
der Bei z81 I

erlangen des

44
e

Wirtſchaftslebens auf jeden Reiz von außen reagier T S
Statiſtik der Krankenkaſſen, die die Zu der Abnahme der
beſchäftigten Arbeitskräfte im Reiche annähernd verläßlich
wiederſpiegelt, weiſt im Juni eine Zunahme der Arbeits
kräfte auf. Am 1. Juni wurden 13023 213 Krankenkaſſen
mitglieder gezählt, am 1. Juli aber 13 101036, d. h. die
Zunahme beträgt 77 823 Perſonen oder 0,6 v. H. (im Vor
monat 1,0). Die Arbeitsloſenſtatiſtik der Gewerkſchaften zeigt
einen ſtärkeren Rückgang der Arbeitsloſigkeit. Von 5 761 596
erfaßten Mitgliedern waren am 25. Juni 170 612 oder
3 v. H. aller Mitglieder arbeitslos. Jm Vormonat 3,7 v. H.
Die Zahl der weiblichen Arbeitsloſen iſt ſtärker zurück
gegangen als die der männlichen. Das liegt daran, daß die
Textilinduſtrie, zumal die ſächſiſche, beſſer beſchäftigt werden
konnte. Die Empfänger von Arbeitsloſenunterſtützungen ſind
im Juni ebenfalls vermindert worden. Die Geſamtzahl der
unterſtützten vollen Erwerbsloſen iſt von 358 161 am 1. Juni
auf 316 917 am 1. Juli, d. h. um 11,5 v. H. zurück
gegangen. An dieſer Abnahme iſt das männliche Geſchlecht
ganz erheblich beteiligt. Aus der Unterſtützung ſind 37 919
Männer und nur 4272 Frauen ausgeſchieden.

Auch bei den öffentlichen Arbeitsnachweiſen macht ſich
die Beſſerung der Geſamtlage bemerkbar. Die Zahl der
Arbeitsgeſuche iſt im Juni von 971 748 auf 941 389 zurück
gegangen, während die angebotenen Arbeitsſtellen von
555 208 auf 558 265 ſich erhöht haben. Auf je 100 offene
Stellen entfielen im Monat Mai noch 175, im Juni noch 169
Stellengeſuche. Jm ganzen genommen, iſt die Beſſerung der
Arbeitsmarktlage im Juni nicht ſo ſtark, als wie ſie im
Mai war. Es darf aber damir gerechnet werden, daß auch
die Zahlen für den Monat Jun ebenfalls eine Beſſerung in
der Beſchäftigungslage erkennen laſſen.

Gegenüber dieſen erfreulichen Ziffern muß auf eine ſehr
bedenkliche Entwicklung in der Arbeitsloſigkeit hingewieſen
we en, die die ſeit 1919 ig Deutſchland herrſchende Not
le grell beleuchtet. Von 400 097 am 1. Mai unterſtützten
Er. erbsloſen waren weit mehr als ein Fünftel, nämlich
90 871 oder 22,71 v. H., bereits ſeit mehr als 6 Mo
naten erwerbslos. Die Zahl der mehr als 6 Monate
Erwerbsloſen, die Unterſtützung beziehen, iſt ſeit Auguſt
9120, wo ſie 58 499 oder 14,46 v. H. betrug, unausgefetzt

gewachſen. Jn GroßBerlin ſind im Durchſchnitt 33 Proz.
f der Erwerbsloſen ſeit mehr als 6 Monaten erwerbslos. Be

ſonders ſtark drückt die Erwerbsloſigkeit auf Sachſen und
Hamburg. Während im Reichsdurchſchnitt von je 100 000 Ein
wohnern 150 Erwerbsloſe ſeit länger als 6 Monaten unter
halten werden müſſen, kommen in Hamburg auf dieſelbe
Einwohnerzahl 507 und in Sachſen 511 derartig langfriſtig
Arbeitsloſe. Am beſten geſtellt ſind Oldenburg und Meck
lenburgStrelitz mit 5 bzw. keinen langfriſtig Erwerbsloſen
auf 100 000 Einwohner.

a

Vieblieſerungen an Frankreich. Jn einer Nate der Repara
tionskommiſſion wird bekanntgegeben, daß in den e
Monaten von Deutſchland folgendes Vieh abgeliefert: ſein
Pferde 29 400, Schafe 130 000, Hornvieh 175 000 Stück. Dieſe
Viehleiſtungen ſind vorzunehmen außer denen, die auf Grund ge
wiſſer Vereinbarungen verſchiedener alliierte Regierungen mit
Deutſchland als Erſatzleiſtungen für Artikel 238 vorzunehmen ſind.

Die engliſche Regierung hat die amerikaniſche wiſſen laſſendaß ihr der 11. November als Tag ver üben e

aenebnm ſe e
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äcdamiget m iet Kel Vrgar
n

Es iſt nicht mehr unbekannt, daß die Kaliinduſtrie im ver
en und in dieſem Pekr mit gewaltigen Abſatzſchwie

z zu kämpfen hat.
e ierigkeiten n i Grund ei vöe er e e;öhung der r Nennen wie t upt
rern einem am T. eliner t ves unter a Se imhat die Kali e ech h

e

V r
ver nman nun bedenkt, daß damals das Exportgeſchäft im weſentlichen

erledigt war denn neun Zehntel des ganzen Abſatzes wurdebereits an die heimiſche lejern ſo perſteht man
den Notſchrei auf Erhöhung der ip

Fortwährend wurde betont, daß die Produktion für die mei
ſten Kaliwerke verluſtbringend, daß die Jnlandpreiſe in
r 3 ſeien, un d o erzieltene Umfange zum r Ver u tiedrighaltung der Inlande e bekbri worden ſeien.
wurde alſo in ganz eindeutiger Weiſe die e von der Kaliindu
ſtrie ſelbſt ſo da llt, als ſeien die in der erſten Hälfte 1920 ge

tätigten r h bereits ndund hätten zur anf ahme der Exportgewinne ge
r

Durch die neuere Berichterſta der an e desKaliſyndikates werden wir abe t .et ergen dure
eines anderen eder n s Vitt äng die Handelszeitung
des B. T. von der vorgenannten Stelle eine Notiz, aus der erſicht
lich iſt, daß die Jnlandspreiſe in der erſten ne 1920 die
Selbſtkoſten noch einigermaßen deckten. Dieſelbe
Rachrichtenſtelle ſtellt alſo heute, im G v zu ihrer vorjäh
rigen Darſtellung, die Lage ganz anders dar.

Dabei iſt zu beachten, daß die im Porjghre als rdent
ich dargeſtellte Notlage der Kaliinduſtrie, die Grundlage der ge
amten Preis- und Lohnpolitik des Reichskalirates, der Reichs
ſtellen und der Jntereſſenkreiſe bildete.

Die Berichterſtattung des Kaliſyndikates bedeutete alſo eine
znglaubliche Jrreführung der öffentlichen Mei-
nun g, aus der ſie beabſichtigt, materielle Vorteile zu ſchlagen.Das Berliner Tageblatt hat nun dieſe beiden ſich wider per
den Berichte öffentlich gegenüber geſtellt, was der Kalinachrich
tenſtelle begreiflicherweiſe außerordentlich peinlich iſt und vom
B. T. deshalb eine Berichtigung fordert.

Dieſen tut das B. T. aber nicht, im Gegnteil, es
erweitert ſeinen Vorwurf noch mit dem Hinweiſe, daß
die Kaliinduſtrie im erſten ne 1920 große Mengen vorrätiger Salze mit niedrigen Produktionskoſten, zum den Jn
landspreiſe habe abſetzen können, denn es nachgewieſen, daß
damals die Produktionskoſten erſt nach Abſchluß der Inlands-
lieferungen, Erhöhungen erfahren hätten.

Damit ſteht alſo feſt, daß die Kaliinduſtriellen die ganzS a Exportgewinne reſtlos in ihre Taſche ge
n.

Das iſt nun freilich eine ſehr eigenartige Auffaſſung, die dieKaliinduſtrie von der Gewelnniriſchaß hat. Dieſe tendenziöſe Be
richterſtattung mit ihren Folgen, muß ohne weiteres die Grund-
lagen des Reichskalirates erſchüttern und dieſer ſelbſt tut gut, im
Intereſſe ſeines eigenen 77477. upwerzuglich nicht nur eine
eingehende, rückſichtskoſe Pr v vergange-ner, ſondern guch gegen wärtiger Dinge, die in der Kali-
indufſtrie vorgehen, vorzunehmen.

das nützen alle gemeinnützigen Körperſchaften mit den beſten
Grundſätzen und Abſichten, wenn ſie von den gewinnſüch-

pekulanten getäuſcht und glatt übers Ohr uen
werden.

Obendrein aber haben dieſe „Räte“ auch noch den beiderſei-
tigen Spott zu tragen.

Mit dem Hinweiſe auf die elende Lage werden ganze Kali-
werke ſtillgelegt, oder arbeiten mit Feierſchichten. Tauſende von
Arbeitern und Angeſtellten werden brotlos gemacht oder müſſen
ſich infolge der Feierſchichten hungernd durchſchlagen. Monate-
lange Kämpfe müſſen geführt werden, um die Auszahlung
einer durch Schiedsſpruch zugeſtandenen, unwe-
ſentlichen Lohnerhöhung zu erzwingen. Und viel
leicht im kommenden hre erlebt man, daß alle Berichte des
Kaliſyndikates tendenziös gefärbt waren, heute aber die Grund
lage für alle Verſammlungen bilden.

Das Auftreten der Herren aus der Kaliinduſtrie bei allen
Verhandlungen, iſt durch dieſen Vorgang charakteriſiert.

Rückſichtsloſes Vorgehen führt, wie hier e bewieſen,
auch heute noch zum Ziele. Die Kaliinduſtrie braucht ſich alſo in

r

tes

manJ r r und ie und Berin lren en al
es bisa isge en eehellen und in der Hauptſache den
Arbeitervertrern im Reichskalirate empfohlen.

Vir halten feſt was wir haben.
pee7 Fe „Das Volk“ verdffentlicht

werde Staatsrat Dr. Krüger iſt wegen Krankheit auf

einen Wu v ommando dertaadspolizei entb worden. Staatsrat
Altenburg hat an ſeiner Stelle das Kommando über
nommen.

Dazu ſchreibt s Volk“:Die hie e hat ſeit dem Rücktritt des Gee
ndenburgs keine Aenderung im Syſtem der3 e ttfinden da ver interimiſtiſchee der Polizei, der Demokrat Krüger, uten

len zur Sache t haben; aber ſeine eſchäfti
ung ließ ihm nicht gingen Zeit für die Polizei. Anſeine elle und für Müller-Brandenburg tritt nun der

n gen bekannte Altenburger Genoſſe Staatsra t
Böhme. Allen kommuniſtiſchen Verleumdungen zum Trotz
hat die e gezeigt, daß ſie die nicht inantirepublitaniſche Hände gelangen läßt. Jm Kommando
hat alſo ein Perſonenwechſel ſt r wie er anjeder Arbeitsſtätte vorkommt. Das Syſtem iſt das
elbe geblieben. Der Sozialdemokrat Böhme bietet

der Arbeiterſchaft die Gewähr, daß did Staatspolizei nicht
ein Mittel gegen die Arbeiter werden wird.das „Volk“ immer verlangt, unſer feſtes Eintretenr e Syſtem Milller Brandenburg ndet alſo jetzt den
deutlich ſichtbarſten Beweis ſeiner Richtigkeit: Das
Syſtem bleibt! I

Die „Halleſche Zeitung“ iſt ganz geknickt r dieſe Nachricht.
Sie weis ſich nicht anders zu helfen, als darunter ſofort von einem
Feblbetrag von 17 000 Mk. in der angeblich ſozialiſierten Kantine
der Landespolizei zu berichten. Uns reizt es faſt zur RNeugier,
was ſich wohl ſolch ein deutſchnationaler Zeitungsgelehrter unter
Sozialiſierung vorſtellt. Es ſcheint ungeheuer viel Blech damit
in Zuſammenhang zu ſtehen.

Eine fidele Ortspolizeibehörde.
Aus der Gemeinde Holzhauſen, Kreis Salzwedel, wird uns

eſchrieben:
Am 27. Juli, gegen 11 Uhr abends, gewahrte der Grunde

beſitzer Hermann Pollehn auf freiem Felde ein eigentümlſches
Geräuſch. Er ging der Richtung des Schalles näch und ge
wahrte einen Spitzbuben. der im Schweiße ſeines Angeſichts
den auf dem Felde ſtehenden Roggen mit einem Stocdke
ausdroſch. Vorſichtshalber ging er zurück und holte ſich ſernen
Nachbar den Tiſchlermeiſter Schröder zu Hilfe, der zur Sicher-
heit ein Jagdgewehr mitnahm. Jn der Nähe des Tatortes
angelangt. gaben ſie den Haltruf; der unbekannte Spitzbube
nahm aber Reißaus. Als der Tiſchlermeiſter einen Schrecdk
ſchuß abgab, eröffnete ſein Gegner aus einem Revolver Schnell
feuer, ohne aber zu treffen, worauf er weiterlief. Schließlich
wurde er erwiſcht und dem Ortsvorſteher Krone übergeben.

Der Schuß hatte aber auch einen Einwohner geweckt, der
unbemerkt beobachten konnte, was weiter 58 Der Orts-
vorſteher, der wegen der Art ſeiner Amtsführung fich keines
ſonderlichen Anſehens erfreut, war maßlos erſtaunt, als ſich
der Spitzbube als ein Schieber namens Meyer aus Hannover
entpuppte, der aus dem Dorfe während der Zwangsvwirtſchaft
Schweine, Weizenmehl und andere ſchöne Dinge „hinten her-
um“ an den Mann gebracht hatte. Endlich brach der Orts-
vorſteher das Schweigen mit den Worten: „Dich können wir
doch wohl nicht beſtrafen, Dich müſſen wir laufen laſſen!“
Die Häſcher ließen ſich denn auch zum Schweigen verpflichten.
Nun begann ein gemütliches Nachteſſen, und hierauf wurde
Herr Meyer freundlichſt entlaſſen; allerdings hatte der Orts-
vorſteher nicht die Liebenswürd gkeit ihm den Zentner Rogzen,
den er ſchon gedroſchen hatte, mit auf den Weg zu geden.

nur dieſes Hinwelſes bedarg,

un S einwohn ai e e ſich r ſchieber
a. WDas Entwaffnungogſetz abgrlauſen.
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oder

des Verbotes der Ausfuhr von
Kriegsmunition uſw. gilt das Geſetz vom 22.

über r e e Ausfuhr von eblatt
der Bevölkerunge v getreten iſt, iſtſetz

1921 außeri z re die Entwaffnung zu weiterem Ein
e e x die Beſitzer verbotenetdahe en, fo en dieL affenlager, auf Grund derondere geheimereng ves ter Volksbeauftragten vorzugehen.

Allerzöchte Kriegsanleihe

Wer erinnert ſich nicht. des Werberummels, der wäh-
rend vier langer de G die Kri in Szene ge
ſetzt, von „allerh r“ Stelle befohlen und von untergeord
neten Organen tauſendfältig ausgeführt wurde? Wilhelm
wußte nicht nur von dem zu ſprechen, das, einmal
aus der nicht wieder vor dem e beiSeite gele würbe er verſtand es ebenſo gut, an die T
ſeiner zah ungsfreüdigen Untertanen zu appellieren. Wie

nd es aber mit den eigenen ern, die er
lbſt“ zu bringen geruhte? unt et ein ſo2 in Verlag für Sozialwiſſen Verlin, ienenes

Buch „Hohenzollern“ unſeres Ger Kurt nig, das
neben einer Fülle intereſſanter Einzelheiten folgendes mit
zuteilen weiß:

Kriegsanleihe haben der X Haushat und v kaiſerl. Privatſchatullen mehr und nicht
weniger gezeichnet, als von vorſichtigen und tüchtigen Ver
mögensverwaltungen veran werden kann. Es kammen
ür das e S ernſche Geſamtvermögen vielleicht zwei
utzend Millionen zuſammen. Man kann hier weder von

e tenurückhaltun n. Es iſt, wie nr geſchä nen Geſichtspunkten der Teil des kaiſerlichen

Kupfer abgeliefert. Dennoch fand man in den Küchen der
öſſer, und im beſonderen in en er des alten

Schloſſes in Berlin, noch zehntauſend erne Küchenuten-
ſilien, deren Notwendigkeit und Unentbehrlichkeit der
wöhnliche Untertan ſicher nicht einzuſehen vermag. Es gibt
aber Menſchen, die die klein erne er e für
einen Gegenſtand halten, der ſo wichtig ifſt, daß die Hilferufe
nach Kupfer ihm gegenüber ungehört verhallen müſſen. Die
Auffaſſung der braven deutſchen Patrioten, die in jeder Tür.
klinke und in der kleinſten r Ofentür ſiegrei
tötende Jnfanteriegeſchoſſe und r ſahen, war au
jeden Fall bei Hoſe nicht allzuſehr verbreitet.

Re drei gerechten Kummacher.

Erzählung von Gottfried Keller.
(5. Fortſetzung.

Von dem Zeugſchmiedegeſellen rührte auch ein blanker
kleiner, ron ihm ſelbſt ſorgfältig verfertigter Gewürzmörſer
her, welcher das Geſimſe ihres Schrankes zierte zwiſchtfi
der blauen Teekanne und dem bemalten Blumenglas; ſchon
lange war ein ſolches artiges Mörſerchen r Wunſch ge
weſen, und der aufmerkſame Zeugſchmied kam daher wie
gerufen, als er an ihrem Namenstag damit erſchien und
auch was zum Stoßen mitbrachte: eine Schachtel voll
Zimmet, Zucker, Nägelein und Pfeffer.. Den Mörſer hing
er dazumal vor der Stubentür, ehe er eintrat, mit dem
einen Henkel an den kleinen Finger, und hub mit dem
Stößel ein ſchönes Geläute an, wie mit einer Glocke, ſo
daß es ein fröhlicher Morgen ward.. Aber kurz darauf
entfloh der falſche Menſch aus der Gegend und ließ nie
wieder von ſich hören. Sein Meiſter verlangte obendrein
noch den Mörſer zurück, da der Entflohene ihn ſeinem
Laden entnommen, aber nicht bezahlt habe. Aber Züs
Bünzlin gab das werte Andenken nicht heraus, fondern
führte einen tapferen und heftigen kleinen Prozeß darum,
den ſie ſelbſt vor Gericht verteidigte auf Grundlage einer
Rechnung für gewaſchene Vorhemden des Entwichenen.
Dies waren, als ſie den Streit um den Mörſer führen
mußte, die bedentſamſten und ſchmerhafteſten Tage ihres
Lebens, da ſie mit ihrem tiefen Verſtand die Dinge und
beſonders das Erſcheinen vor Gericht um ſolch zarter
Sache willen viel lebendiger begriff und empfand, als
andere leichtere Leute. Doch erſtritt ſie den Sieg und be
hielt den Mörſer.

Wenn aber die zierliche Seifengalerie ihre Werktätig-
keit und ihren exakten Sinn verkündete, ſo pries nicht

das Geographiebuch, die bibliſche Geſchichte und die welt
lichen Leſebücher; auch beſaß ſie einige der hübſchen Ge-
ſchichten von Chriſtoph Schmid und deſſen kleine Erzäh
kungen mit den artigen Spruchverſen am Ende, wenigz
ſtens ein halbes verſchiedene Schatzkäſtlein und
Roſengärtchen zum Aufſchlagen, eine Sammlung Kalen
der voll bewährter mannigfacher Erfahrung und Weis-
heit, einige merkwürdige Prophezeiungen, eine Anleitung
zum Kartenſchlagen, ein Erbauungsbuch cuf alle Tage
des Jahres für denkende Jungfrauen und ein altes Exem
plar von Schillers Räubern, welches ſie ſo oft las, uls
ſie glaubte, es genugſam vergeſſen zu haben, und jede
mal wurde ſie von neuem gerührt, hielt aber ſehr verſtän
dige ſowie ſichtende Reden darüber. Alles, was in
dieſen Büchern ſtand, hatte ſie auch im Kopf und wußtte
auf das ſchönſte darüber und über noch viel mehr zu
ſprechen.

Wenn ſi zufrieden und nicht zu ehr keſchiftigt war
ſo ertönten unaufhörliche Reden aus ihrem Munde uno
alle Dinge wußte ſie heimzuweiſen und zu keurteilen
und jung und alt hoch und niedrig, gelehrt u. ungelehrt
mußte von ihr lernen und ſich ihrem Urteil unterziehen
wenn ſie lächelnd oder ſinnig erſt ein Weilchen aufgemerkt
hatte, worum es ſich handle; ſie ſprach zuweilen ſo viel

und ſalkungsvoll, wie eine gelehrte Blinde, die nichts
t der Welt ſieht und deren einziger Genuß iſt, ſich

ſelkſt reden zu hören. Von der Stadtſchule her und aus
dem Konfirmationsunterricht hatte ſie die Uebung un
unterbrochen beibehalten, Aufſätze und geiſtliche Memo
rierungen und allerhand Schemata zu ſchreiben, und ſo
rerfertigte ſie zuweilen an ſtillen Sonntagen die wun
derbarſten Aufſätze, indem ſie an irgendeinen wohlklin
W Titel, den ſie gehört oder geleſen, die ſon
erbarſten und unſinnigſten Sätze anreihte, ganze Bogen

roll, wie ſie ihrem ſeltſamen Gehirn entſprangen, wie
Le über das Nutzbringende eines Krankenbetts, über

Tod, über die Heilſamkeit des Entſagens, über
die Größe der ſichtbaren Welt und das Geheimnisvolle
der unſichtbaxen, über das Landleben ſowie 3 reu
den, über die Natur, über die Träume, über die Liebe,
einiges über das Erköſungswerk Chriſti, drei Punkte über
die Se igkeit, Gedanken über die UnS in h Anletem ichteit.

Acbeite l len. t

laut vor, und wem ſie recht wohlwollte, dem ſchenkte ſie
einen oder zwei ſolcher Aufſätze, und der mußte ſie in
die Bibel legen, wenn er eine hatte.

Dieſe ihre geiſtige Seite hatte ihr einſt die tiefe und
aufrichtige Neigung eines jungen Buchbindergeſellen zu
gezogen, welcher alle Bücher las, die er einband, und
ein ſtrebſamer, gefühlooller und unerfahrener Menſch war.
Wenn er ſein Waſchbündel zu Züſis Mutter brachte,
dünkte er im Himmel zu ſein, ſo wohl gefiel es ihm, ſolche
herrliche Reden zu hören, die er ſich ſelbſt ſchon ſo oft
idealiſch gedacht, aber nicht auszuſtoßen getraut hakke.
Schüchtern und ehrerbietig näherte er ſich der abwechſeind
r und beredten Jungfrau, und ſie gewährte ihm
hren Umgang und band ihn an ſich während eines Jahres,
aber nicht ohne. ihn gen in den Schranken klarer Hoif
nungsloſigkeit zu halten, die ſie mit ſanſter, aber un
erbittlicher Hand vorzeichnete. Denn da er neun Jahre
jünger war als ſie, arm wie eine Maus und ungeſchickt
zum Erwerb, der für einen Buchbinder in Seldwyla ohne-
hin nicht erheblich war, weil die Leute da nicht laſen
und wenig Bücher binden ließen, ſo verbarg ſie ſich keinen
Augenblick die Unmöglichkeit einer W und ſuchtenur ſeinen Geiſt un alle Weiſe an ihrer eigenen Ent

ſagungsfähigkeit heranzubilden und in einer Wolke von
buntſcheckigen Phraſen einzubalſamieren. Er hörte ihr an
dächtig zu und wagte zuweilen ſelbſt einen ſchönen Aus
ſpruch, den ſie ihm aber, kaum geboren, totmachte mit
einem noch ſchäneren; dies war das geiſtigſte und edelſteihrer Jahre, durch keinen Lwsberen Leon getrübt, und

der junge Menſch band ihr während derſelben alle ihre
Bücher neu ein, und baute überdies während vieler Nächte
und vieler Feiertage ein kunſtreiches und koſtbares Denk
mal ſeiner Verehrung. Es war ein großer gehen
Tempel aus Papparbeit mit r Behältern und
geheimen Fächern, den man in vielen Stücken ausein-
andernehmen konnte. Mit den feinſten rigen und ge
preßten Papieren war er beklebt und überall mit Gold

geziert, Spiegelwände und Säulen per ab,
und hob man ein Stück ab oder öffnete ein Gelaß, ſo er
blickte man neue Spiegel und verborgene Bilderchen, Blu
menbuketts und liebende Pärchen; an den ausgeſchweif
ten Spitzen der Dächer hingen allerwärts keine Glöd

ertſetang folgt.

Vermögens in Kriegsanleihe angel worden, den ein
ordentlicher Verwalter verantworten te. Eine Begei
ſterung, die ihr Letztes opferte, war es all auch nicht;
Wehtee“ nicht die Rede ſein, dann vom

enteil. rMit den Kriegsopfern iſt es überhaupt eine
eigene Sache. Selbſtverſtändglich hat auch der Hof z. B.
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Die unterſchlagenen Arbeltergelder.
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Nach der Generalverſammlung der Betriebsrät
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ntereſſieren dürfte noch, daß am 18. November 1920100 Mark, am 19. November wieder 100 000 Mark und

am 20. November 175 000 Mark abgehoben wurden. Der
vorletzte Kaſſenbericht ging bis zum 15. April. Jn ihm
waren 139 540 Mark als von der Bank abgehoben
bezeichnet. Es mußte alſo ein Beſtand von 345 329
J Porhanden ein; in Wirklichkeit ſind aber nur 250

ar
Bei jeder einzelnen Beſprechung erklärte Baer, vondem Bankgu n nicht r einziger er

wurde, dafür ſtände er mit ſeiner ganzen Perſon und ſeinem
ehrlichen Namen. Barth wirft die Frage auf: „Liegt denn
da für jedem objektiv Denkenden nicht wie für mich die Ver
mutung üfe- das Geld nach dem 15. April reſtlos der

n e„Rote u worden iſt? Zum machter darauf aufmerkſam, dieſe niederträchtige Handlunweiſe, dieſer ſchamloſe trug der Kommuniſten e

Sammlungsmöglichkeit für Sowjetrußlandeinfaw erlangen abe.

Roskauer Korruptionsgelder.

„Um unentſchloſſene Redakteure und Arbeiteragitatoren
zu kaufen!“

Die unabhängige Preſſe gibt einen Artikel ihres Pariſer
Bruderblattes Populaire wieder, in dem es heißt:

*„Jn den kommuniſtiſchen Kreiſen der
herrſcht große Erregung. Ein

früheres Mitglied, das von der Partei mit einem Ver-
trauensauftrag vergangenen Februar nach Moskau entſandt
worden war, hat die Kühnheit beſeſſen, alle Geheim-
niſſe der Propaganda Moskaus in dem ſozial-
demokratiſchen Organ Prawo Lidu zu enthüllen.

Dieſer reuige Kommuniſt heißt Kucer a. Jn den kom-
muniſtiſchen Organiſationen von Kladno und Brno war er

t bekannt und wurde nach dem Mißerfolg des General-ſeits 1920 zur Ueberreichung eines offiziellen Berichts über

ie Ereigniſſe im Exekutivkomitee nach Rußland geſchickt,
wo er W für das meger Komitee der Partei Geld er
bitten te. Er und ſein Reiſekamerad Otto Berger wurden
von Bela Kun und Kobetski empfangen. Bela Kun war
über den Bericht der tſchechiſchen tei ſehr unzufrieden,
da in ihm ausgeſ n wurde, daß die ökonomiſchen und
n Verhältniſſe in der Tſchechoſlowakei die ſoziale

volution in abſehbarer Zeit machen würden.
Nach den Ausſagen von Kucera ſoll Bela Kun hierauf den
beiden Delegierten geantwortet haben: „Jhr müßt Revo-
lutionumjeden Preis machen. Jhr müßt ſie
verſuchen, auch wenn keine Hoffnung auf Er-
folg beſteht. Vergeßt nicht, das wir euch große Sum
men zur revolutionären Propaganda über-
ſandt n und arbeitet entſprechend meinen Weiſungen.
Die Tſchechoſlowakei iſt eine künſtliche Schöpfung. Sie muß
von der Landkarte Europas verſchwinden.“

Bela Kun beſtand dann auf der Notwendigkeit, daß ſich
die deuten und die tſchechiſchen Kommuniſten in einer
einzigen Partei vereinigen. „Wen n ihr noch Geld not-
wendighabt, umunent ſchloſſene Redakteure
un d r v t zu kaufen, ſo fordertſolches durch den Vertreter in Berlin an. Wir werden euch
unverzüglich ſolches ſchicken.“

Ueber dieſen Gegenſtand veröffentlicht Kucera denWortlaut eines iſt erten Telegramms, durch
welches Bela Kun auf dem Wege über Berlin am 9. März
re Millionen Kronen dem illegalen Komitee
der tſchechiſchſlowakiſchen Partei äberſandte. Er bemerkte
dazu, daß außer dieſen fünf Millionen dem Präſidenten des
illegalen Komitees, Sinek, 33 Brillanten, an Friedrich aus
Brno 16 Brillanten und den kſchechiſchen Delegierten des
2. Kongreſſes von Moskau (Janek, Zapototski uſw.) ein Teil
der Goldgegenſtände überſandt wurde, welche den reichen
cheaſgen amilien in Moskau beſchlagnahmt worden ſind.

ieſe ſenſationellen Enthüllungen haben bei den Kom-
munüſten große Aufregung hervorgerufen. Ske konnten
die Behauptungen ihres früheren Genoſſen nicht beſtreiten.
Alle Welt kennt in Prag den Goldſchmied, welchem die
Brillanten und Schmuckſachen angeboten worden Fe „Das
Haus Falenau in der Hybornskaſtraße fehn o ſchreibt Pro
wo Lidu, „die Goldgegenſtände geprüft und ſie ſind ihm
nicht verkauft worden, weil es zu wenig dafür geboten

Das Rudi Prowo, das kommuniſtiſche Prager Organ,
hat übrigens nicht verſucht, direkt auf die ſchweren Anſchuldi
gungen von Kucera zu antworten. Die Mitglieder des
illegalen Komitees Pekſa, Jlek, Motten und Berger ſelbſt
haben ſich ausgeſchwiegen. Sie haben nur verſucht, Kuceraz beſchmutzen, indem ſe ihn beſchuldigt haben, er hätte von

r Partei 150 000 Kronen verlangt. Kucera hat daraufhin
unwiderlegt im Prowo Lidu geantwortet, daß ihm die
Kommuniſten das Geld angeboten hätten, um damit ſein
Schweigen zu erkaufen.“

Die Steuerberatungen. Geſtern nachmittag fand ein
Kabinettsrat ſtatt, der ſich, wie die Deutſche Allg. Ztg. erfährt,
hauptſächlich mit der Weiterberatung der neuen Steuergeſetzvor-r e Die r r r rteuergeſetze ſtehen dem Blatt zufolge vor dem u b.Eine a tbrle Mitteilung darüber iſt in kürzeſter Zeit zu
erwarten.

199 Reichswehroffiziere entlaſſen. Jn Erfüllung der Londoner
Entwaffnungsnote der Entente ſind den Blättern zufolge
wiederum 190 Offiziere der Reichswehr entlaſſen worden.

r Proteſt. Der e parlamentariſcheVerband hat in Andbetracht der blutigen Ereigniſſe in Poſtel
berg, A i in anderen Städten „wegen deit der Kagtlichen rden, derartige

Geſetzwidrigkelten und A tungen des Parlamentes Wie
zur Klärung der Sachlage 2 aſchaftkriſe in der Tchechei. Pravo Lidu erfährt, daß die
Myplowitzer Eiſenwerke bereits 5000 Arbeiter entlaſſen haben.
Weitere Entlaſſungen ſollen folgen.

ft habe ihren
alls einige tauſend Arbeiterfamilien

nduſtriegebieten erfolgen Ein
e wirt'chaftliche Kriſis ve

Geweriſchuftlihes.

Arbeitgeber, ſtellt 6pitzel ein
Dieſer Ruf wird immer ſtärker von verſ

Zeit entſtandenen Detektiv- und Auskunft
Das Treiben dieſer üblen Unternehmen wächſt ſich all

mählich zu einem öffentlichen Skandal aus. Leſen wir z. B.
folgendes Anſchreiben:

Detektive Dannenberg Compagny.
Berlin N 113, Bornholmerraße 20.

Detektiv und

Prager Eiſen
trieb eingeſchränkt, wodurch

brotlos geworden
ränkungen der

uktion und fond.

iedenen, in neuerer
Juſtituten wieder

Berlin, den 15. Juli 21
An die Direktion der Firma Berlin, ſtraße.

Vertraulich.
Jn den meiſten Betrieben liegen nunmehr bereits die Jahres-

ie Unternehmer ſind jedoch vielfach hiervon nicht
befriedigt und ſtehen die Erfolge in keinem Eintlang mit der
Kalkulation und zum Umſatz.

An vielen Stellen wird ergebnislos gerechnet und das Re-
immer das gleiche ungünſtige.

keine Erklärung für den Ausfall, erſt eine zufältig auf-
gedeckte Unregelmäßigkeit bringt ihn auf den Gedantken, daß er
beſtohlen wird. Die Diebe ſind nicht nur unter den
Arbeitern zu ſuchen, welche ſich nur die Taſchen
vollſtecken. Unſere bisherige Tätigkeit in den Fabriken und
Betrieben hat ergeben, daß die größten Veruntreuungen und
Schiebungen gerade von Angeſtellten in ſogenannter gehobener
Stellung ausgeführt werden.

Unter der Jmmunität des ihnen entgegengebrachten Ver-
trauens vaſſieren die unglaublichſten Dinge.

eiſtern, Vizemeiſtern, Expedienten und Abteilungs-
vorſtehern große Verfehlungen nachgewieſen.
in leitender Stellung jand man Diebesgut.

Hier heißt es zugreifen und rückſichtslos vorgehen, ſelbſt auf
die Gefahr hin, ſich der Rache der Defraudanten auszuſetzen.

Wir haben zu dieſem Zweck eine Organiſation geſchaffen und
mit vieler Mühe und hohen Koſten aufsebaut,
Detektive und Detektivinnen für jedes Fach ſtellen, welche in den
Fabriken und Handelsbetrieben als Jngenieure, Meiſter, Expe
dienten, Lagerverwalter, Terminjäger, Buchhalter, Bürcherreviſoren
und Arbeiter „aber auch als Kontrollbeamte und Wächter einge-
ſtellt werden.

Verlangen Sie daher ſchleunigſt unſeren für Sie unverbind
Jhnen unſere Vorſchläge unter-

Mit erſtklaſſigen Referenzen ſtehen wir jederzeit zu

Hochachtungsvoll

Detektive Dannenberg Compagny.
Sogar verſtändigen Arbeitgebern erwächſt ſchon ein Ekel vor

ſo widerwärtigen Geſchäftsmachern.
Speditionshaus z. B. ſchreibt nach Erhalt vorſtehenden Zirkulars
an die würdige Dannenberg Compagny:

„Jch beſtätige den Eingang
und teile Jhnen mit, daß ich ni e mit
chäftsverbindung zu treten, da mir Jhr Geſchäftsbetrieb aufs
ußerſte unſympathiſch iſt, ganz abgeſehen davon, daß ich meinen

Angeſtellten nicht zumuten kann, mit Spitzeln zuſammen in einem
Bureau zu arbeiten. Jhr Zirkular habe ich an den Zentralver-
band der Angeſtellten weitergegeben.

Leider iſt wahrſcheinlich, daß das Anerbieten der Herren
Detektive oft genug auf Gegenliebe ſtoßen wird; da iſt es denn
Aufgabe der Arbeiter und Angeſtellten, ſchon aus Reinlichkeits-
gründen ein Zuſammenarbeiten mit käuflichen Subjekten zu

bilanzen vor.

Mancher Unternehmer

So wurden Jn-

Selbſt bei Frauen

indem wir

lichen Beſuch und wir werden

Ein angeſehenes Berliner

hres Zirkulars vom 15. d. Mts.
beabſichtige mit Jhnen in Ge

An die Stagtsanwälte aber muß die Frage gerichtet werden,
den beſtehenden geſetzliob es nicht mögli 4 erleumdungen ganzer Berufsſchichten

mungen gegen ſo bösartige
im öffentlichen Jntereſſe vorzughen.

Vor einem Landarbeiterſtreik in Mecklenburg. Die Roſtocker
Zeitung meldet, das Schwerin, daß nach Abbruch der Verhand
lungen im Miniſterium in einer Verſammlung der Vertreter der
Landarbeiterſchaft, der Kreis und Ortsgruppenführer mit über
wältigender Mehrheit beſchloſſen wurde, beim Zentralvorſtand
die Zuſtimmung zum Streik zu beantragen.

Forderungen der Hamburger Poſtbeamten. Jn Hamburg
wurde in einer großen Verſammlung der Poſtbeamten, in der
hauptſächlich die Poſtunterbeamten und Angeſtellten vertreten
waren, angeſichts der nerteuerten Lebenshaltung eine einmalige
Beihilfe von 2000 Mark, außerdem 500 Mark für jedes Kind,
ferner Erhöhung der Grundgehälter, Erhöhung der Teuerungs-
zulage um 150 Prozent und der Kinderzulage auf 250 verlangt.

,,5*Ä
Pakteinachrichten.

Zeugen geſucht.

Der „Nationalverband deutſcher Offiziere hat gegen den
Gen. Zimmermann von der Mannheimer
Streofantrag wegen Beleidigung des deutſchen Offizierskorps ge
ſtellt, die darin erblickt wird, daß in einem Artikel
Schwelgen hinter der Front, während die Mannſchaft im Schützen-
graben dem ſtärkſten Trommelfeuer ausgeſetzt war, zum Vorwurf

benſo, daß vielfach unrechtmäßig Gegenſtände,
um ſie vor der Zerſtörung zu bewahren und den rechtmäßigen
Beſitzern nachher wieder unverſehrt zurückzuſenden zu
die Heimat ſchickte.

Zeugen, die in der Lage ſind, aus eigenem Erlebnis im
Felde dieſe Vorwürfe zu erhärten und eidli

„Volksſtimme“

ffizieren das

gemacht wird.

zu beweiſen, werden
gebeten, ihren Namen mit genauer Adreſſe der Redaktion der
Mannheimer „Volksſtimme“ oder unſere Redaktion mitzuteilen,

Werdet Mitglied der „Freien Volksbühne“.

Anmeldungen in der Geſchäftsſtelle Brüderſtraße 14.
Wiederaufnahme der Vorſtellungen am 1. Oktober.

Tuho 2.- und 360 Mk. Ueberall erhtltleh.



Provinj und Umgedinn.

Rehmt's euch zu Herzen!

Bei den Konferenzen der Genoſſen werden oft Klagen laut
über Kürcungen oder Nichtaufnahme von Berichten, die an die
Redaltion gerichtet wurden. Das iſt nicht nur bei uns ſo, nein,
überall zeigt ſich die Erſcheinung in gleichem Maße. Beſonders
die Berichterſtatter ſind ſehr ungnädig geſtimmt, wenn die Redak-
tion von dem Rotſtift Gebrauch macht oder gar das Redaktions-
krematorium, genannt Papierkörb, in Benutzung genommen hat.
Aber auch alle die Einſender, die gelegentlich über irgendeine
Sache berichten, oder jene, die perſönlich die Redaktion aufſuchen
und nun einen geharniſchten Artikel verlangen, machen ſehr un
freundliche Mienen, wenn der Redakteur nicht ſogleich die Feder
eintaucht und zu ſchreiben beginnt, ſondern zunächſt Garantien
fordert für das Geſagte und Behauptete. „Ja, glauben Sie mir
denn nicht?“ oder: „Was ich ſage, ſtimmt; ich übernehme die
volle Verantwortung oder ahnliche Redensarten bekommt der
Redokteur ſogleich zu hören, und in Verbindung damit beleidigte
Geſichter zu ſehen. Andere ſind gar entrüſtet und werden grob,
wenn die Redaktion Sicherungsbedingungen fordert. Wir können
da allerlei en aus J Praxis mitteilen, die uns
in Dutzenden von Fällen gelehrt hat, wie ungemein vorſichtig wir
bei der Aufnahme von Berichten ſein müſſen.

Es iſt nicht böſer Wille, der die Redaktion leitet,
einzig und allein das Verantwortungsbewußtſein gegenüber der
Oeffentlichkeit, und vor allem gegenüber der Zeitung ſelbſt. Un-
günſtig ausgelaufene Prozeſſe, Berichtigungen uſw. ſchädigen das
Anſehen der Zeitung in jedem Falle. Wer nur einmal als
„Preſſeſünder“ vor g geſtanden hat, weiß, wie ſchwer es
hält, einen juriſtiſch vollgültigen Beweis für das Behauptete
zu führen. Um den führen zu können, müſſen meiſtens die
„ſchönſten Stellen“ der eingeſandten Artikel dem Rotſtift zum
Opfer fallen, womit wenigſtens Anklagen wegen formaler Be-
leidigung, die ja ausnahmslos zur Verurteilung führen, ver-
hindert werden. So entſtehen dann die „Verſtümmelungen“, die
„Entſtellungen“ der eingeſandten Berichte, über die ſo lebhaft
Klage geführt wird. Die Ankläger verkennen zu leicht die
Schwierigkeiten, mit denen die Redaktion zu kämpfen hat. Sie
ſollten aber wiſſen, daß alles, was uns zugeſandt wird, eine
gewiſſenhafte Prüfung findet. Dem Behaupteten wird nachge-
gangen und dann nach Möglichkeit einzugreifen verſucht. Handelt
es ſich um Dinge, bei denen Korporationen zuſtändig ſind, in
denen unſere Freunde Einfluß haben, wird ihnen das Material
übermittelt und Einſchreiten veranlaßt. Wo Zweifel auftauchen,
wird nachgefragt. Das Material, mit dem an die Oeffentlichkeit

v

gegangen werden ſoll, muß jedoch unter allen Umſtänden lückenlos
fein und auch jederzeit der gerichtlichen Nachprüfung ſtand h ten.
Die Ueberzeugung von der Lückenloſigkeit des Materials muß
aber auch die Redaktion beſitzen, nicht etwa nur der Einſender.
Dieſe Vorbedingung ſollte jedermann anerkennen.

Ein Hoch'chulkurius für Jungſoz'aliſten.

Auch muß die Fähigkeitben nach Wiſſen und Erkenntnis vorausgeſetzt werden. Die Be

25 liche Genoſſen im Alter von 18 bis DerZu ſtatt in dem für dieſen Zweck zur den t a
rten Heim des Bundes Deutſcher Volkserzieher zu

Dieſes Heim liegt in waldreicher Umgebung 600 Meter
in den Bergen.

Der Kurſus Er dauert dreibeginnt Anfang September.
Monate und iſt als Lebens und Arbeitszemeinſchaft gedacht. Die
Teilnehmer erhalten im Heim Wohnung und flegung. Als
Hauptlehrer, Genoſſe Schult, re gewonnen worden.
Er wird die Gebiete Volkswirtſchaft, Politik. Geſchichte und Pro
bleme der Juge ung behandeln. Daneben iſt Genoſſe
Henſeling. Stuttgari, für das Gebiet der Raturwiſenſcha
und der Genoſſe Dr. Kieineibſt, Berlin, für Stiliſtik un
Khetorik (mit literariſchen Vetrachtungen) gewonnen worden.

Die Koſten, die die Teilnehmer für den Kurſus ſelbſt aufzu-
bringen haben, ſind das Fahrgeld und einen Zuſchuß von
500 M., der im voraus oder bei Beginn des Kurſus zu rahlen iſt.
Die Teilnehmer werden gleichzeitig darauf hingewieſen daß ſie
im Heim freie Wohnung und Verpflegung erhalten. daß aber da
neben irgendwelche weiteren Anſprüche von der Kurſusleitung aufkeinen Jan berückſichtigt werden. Ebenſo ſteht den Teilnehmern

ne Verlauf des Kurſus keineswegs ein Anſpruch auf eine An
ſtellung in den Orzaniſationen der Arbeiterſchaft zu, ſie müſſen
vielmehr damit rechnen, daß ſie wieder zu ihrem alten Beruf zu
rückkehren müſſen.

Es wird Wert darauf gelest, daß ſich ſolche Genoſſen bewer
ben, die ſich in der Arbeiterbewegung. beſonders e und
Jungſozialiſtenbewegung, praktiſch betätigen bzw. betätigt haben.

eiſtig zu arbeiten und ein inneres Stre

werber müſſen einen Lebenslauf, der nähere Angaben über
ihren Bildungsgang und die BVetätigung in der Arbeiterbewegun
enthält, ſowie einen Aufſatz über die Frage: Was erwarte
von dem Kurſus? beifügen.

Da die Bewerbungen bis ſpäteſtens zum 11. Auguſt beim
Jentralbildungsausſchuß müſſen, müſſen Jugendgenoſſen
und Jungſozialiſten. die an dem Kurſus teilnehmen wollen, ihre
Bewerbung ſofort beim Begzirksjugendſekretariat in Halle,
Harz 42/44, einreichen. Vom Haupivorſtand der Arbeiterjugend-
vereine Deutſchlands und vom entralbildungsausſchuß wird dann
gemeinſam die endgültige Auswahl der Teilnehmer vorgenomen.

Unterbezirk V (LiebenwerdaTorgau).
Sonntag, dem 7. Auguſt, findet im „Preußiſchen Hof“ in

Falkenberg, vormittags 11 Uhr, unſere Unterbezirkskonferenz
ſtatt.

Tagesordnung:
1. Vortrag des Gen. GartigBreslau, M. d. L. Thema:

Die politiſche Lage. J2. Bericht der Ortsvereine und Diſtriktsführer.
3. Weiterausbau der Partei.
4. Verſchiedenes.

Jn Anbetracht der außerordentlichen Wichtigkeit der Tages
ordnung iſt es Ehrenpflicht ſämtlicher Ortsvereine, Diſtrikts-
führer und Vertrauensmänner, bei dieſer Konferenz zu erſcheinen.

Der Unterbezirksvorſtand.
Diet rich.

Arbeiter
J und dilliger

rer aes Sohul-Beginn: Segeltuch- Turnschuhe
g.

en

s Nur eGelegenheitskauf solange Vorrat!
2426 27/30 3135 36/40 4146

W üllet Vell
Großer Bergwaldbrand. Mittwoch mittag brach am Hohen

aufen, oberhalb der Stadt Reichenhall, ein St
rand aus, deſſen haushohe Flammen bis ins leuchteten.

Um 3 Uhr nachmittags hatte das Feuer den bis zum Grat
des Berges S den es in einer Ausde
Meter in Flammen hüllte. An eine Belämpfung des
brandes konnte nicht gegangen werden. Den auf dem Gip
des Berges befindlichen Perſonen war der Rüdn ab
geſchn'tten. Erſt durch den einſetzenden, ſtarken Regen wurde
der Brand gelöſcht.

Waldbrand bei Siegen. Ein Waldbrand vernichtete geſtern
in den dem Fürſten zu SaynWittgenſtein-Berleburg F.
hörigen Waldur gen 400 bis 500 Morzen ſechzigiähr gen F
tenbeſtandes. Der Schaden wird auf mehrere Millionen ge
schätzt. Das Entſtehen des Brandes wird auf Funkenaus-
wurf einer Lokomotive zurüdgeführt.

350 Morgen Wald bei Köslin niedergebrannt. Jm Wald
bezirk des Rittergutes Glaetzin entſtand Mittwoch nachmittag
ein großer Brand auf dem Holzlagerplatz der Niederdeut'ſchen
Tieſdaugeſellſchaft. Infolge des wechſelnden Windes breitete
ſich das Feuer mit raſender Schnelligket aus. Schätzungs
weiſe ſind 350 Morgen Wald nieder ebrannt. Der Schaden
beziffert ſich auf eni ge Millionen Mark. Die Urſache iſtunbekannt. Die deugentwiclung war überall ſo ſtark, daß

die umliegenden Städte Belgard und Schivelbein in dichte
Rauchwolken eingehüllt waren.

Großfeuer. Ein Großfeuer äſcherte die Fabrikanlagen der
Glashüttenwerke dir Janke Co., Aktiengeſellſchaft in Weiß
waſſer (O.-L.) ein. Die Pachſchuppen, die großen ſtarkgefüllten
Lagerräume, Ställe und andere Rebengebäude wurden ver
nichtet.

Entgleiſter Ententezug. Auf der Strecke Sorau-Guben ent
gleiſte heute ein mit Engländern und Franzoſen beſetzter
Truppentransportzug. Soweit bekannt, gab es nur unerheblichen
Materialſchaden.

I

Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Karl Garbe,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herzia. beide in Halle.

Amtliche Velanntmachungen für Elsleben.
Bekanntmachung.

Unſere Säuglingsfürſorgeſtelle hat noch Kinderwäſche zur Ver
fügung, die en den Vormittagsſtunden von 8 bis 11 Uhr in der
Saugüngsfürſorgeſtelle, Rathausſtraße 1, käuflich erworben werden 9angef re weit unter dem a ab
gegeben. Wir bitten deshalb alle Bürger, von dieſer Einrichtung
weitgehendſten Gebrauch zu machen.

Eisleben, den 23. Juli 1921. Der Magiſtrat.
Dr. Waltsgott.
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Preis 5. Mk.
jst erschienen und zu
beziehen durch die

i Gr. Ulrichstr. 25
Ecke Jägergasse. Telephon 1568

prima fFieisch

s sowie WVurstwaren in bekannter Güte. S

Glauchaerstr. 75 Oleariusstr. 3
empſiehht:

Gehacktes
„Nouladen

7
Mk.

e
Pelikan Geifenpulver

n Seſerſguſel s Kenner
und ho Sye gttge alt u

Franz Wirin, Seifenfabrik,
Merſeburg Roßmardkt 1. v

2 i

R e

Extra billig.
Schuhwaren

Extra billig.

Ständig zu haben in gr ssen und kleinen Po ten.
2igarren-Versandhaus Emil Friedrich,

Friesenstrasse 22. Telephon 2721.

Stellen

Heimarbeit!
Geubte Näherinnen f. Wäsche u. Schürzen

finden dauernde Beschäfktigung.
mit Probearbeit und Wohnungsschein täglich
von 3--4 Uhr nachmittags.

L. Otto Schultz, Magdeburgerstr. T,
Eingeng Mariens rasse

Fliegermützen
in beſter Verarbeitung und
allen Preis agen empfiehlt
I. Kaliga. Gr. Klausſtr. 35.

wer bllDM &TNepel.

Elegante
Berren- Auge

kann für Habarbet,

hardesier- Hosen

Andetshosen

finden.
P 2

Meldungen

z Unsere Schiager sin d rau, braun, mit guter Lede sohle rwieder eingetroffen o Fur aie Sfrasso: Bindleder v Sandalen 36*4449995974
Einsatzhemden 2975 e ederbrandso appe, beste Verarbeitung
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75 2 t31 enanemden 325 per an Klenen: Baun Chaprin-Stetel Braun Ghevreau-Stetel
es W arb m mit kleinen Flecken 29 gutes sächs Fabrikat u. Ruskührg.

t g wer Aue andern Schuh waren wie bekannt gut und bilig! V

s Bettbezüge z s z 19tet 73 Schuhhaus Roland Steinweg 19.
m Handtücher 975

n ceeſ oſof f Ke. xz j F V Sin nan Robochlächteren Bödlert 40.

al Colg
333 585 750 900

in alen Weolten e. ver
zehledenen Preislagen

Colcigcharnler
Faar V. m. 40, I

Hermann
Schluditx

ſernsebur9
R eins Jittoratr

III der Volksctnme
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erſchüttert worden.

halle, Freitag, 5. Auguſt 1921.

Partei Angelegenhelten.

Beamtenwerbeausſchuß. Am Sonnabend, den 6. Auguſt d. Js.bends 8 Uhr findet in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus eine Ver
lung aller parteigenöſſiſchen Beamten ſtatt. Zahlreiches
inen wird erwartet. Tagesordnung: 1. Stellung-

der Beamtenſchaft über das Beamtenrätegeſetz und über
e Ortsklaſſeneinteilung. Referent: Genoſſe Schumann. 2. Freie

usſprache. Der Bezirksvorſtand.
Halle und é0ullreiorte.

Halle, 5. Auguſt 1921.

zum kommenden Parteitag und zum Programmentwurf

ahm die geſtrige Mitgliederverſammlung des ſozialiſtiſchen Orts-v n dure e Linleitende Ref a
waren rze, einleite eferate vorgeſehen. Gen.nene ſprach zum Pertelteg ß 8 Gen.

äumel unterzog den neuen Programmentwurf einer Kritik.
Gen. Petersdorf gab nach Eröffnung der Verſammlung

zurch den Vorſitzenden, Gen. Heine, zunächſt einen Ueberblick
über die Arbeiten, mit denen ſich der Parteitag von Görlitz zu

haben wird. Der vorjährige Parteitag in Kaſſel be
ahte ſich mehr mit innerorganiſatoriſchen Fragen, der Parteitag
in Görlitz wird ſich mit allen großen Problemen der Jnnen und
Außenpolitik zu beſchäftigen haben. Der Redner konnte nach bis-
t bekannten rer r von einem außerordentlich er

ulichen Mitgl ederzuwachs der SPD. berichten. Jn
dem Geſchäftsbericht des Vorſtandes dürfte eine

Mitgliederzahl von 2 Millionen
genannt werden. Trotzdem, ſo führte Gen. Petecsdorf weiter aus.
Rez ſehr viel Neuland zu bearbeiten und ſind noch rieſige

ſſen der Hand und Kopfarbeiter zu gewinnen. Er gab weiter
m Ausdruck, daß auf dem Parteitag in Görlitz recht lebhafte
batten zum Austrag kommen werden. worin wahrſcheinlich eine

ſolche über Regierungsbildungen mit bürgerlichen Parteien einen
breiten Raum einnehmen wird. Der Parteitag muß und wird
hierin eine Klärung ſchaffen. Auch über Wirkung und Annahme
des Ultimatums wird es manche Auseinanderſetzung geben, die
ſicherlich von allen Parteimitgliedern mit voller Aufmerkſamkeit
verfolgt werden. Am Schluſſe ſeines Referats drückte Gen. Pe-
tersdorf die Hoffnung aus, daß auch der kommenden Parteitag,
gleich dem in Kaſſel, ein Beweis für die Geſchloſſenheit und Stärke
der Partei ſein möge und, daß er von dem Willen geleitet werden
möchte, recht viel Erſprießliches für die Organiſation und für den
Sozialismus zu leiſten.

um Programmentwurf führte Gen. Täumel aus:
eil einzelne Teile der grundſätzlichen Erklärung des Er

ſurter Programms c nicht unbeſtritten da-wurde in der Partei ſchon vor längeren Jahren auf eine
Aenderung desſelben gedrängt. Dieſe wurde zur Notwendigkeit,
nachdem die Revolution große Teile der praktiſchen r
Mit rin an den Gegenwartsſtaat geſtellt wurden, verwirklicht

e.
An welche gegebenen Tatſachen ſoll ein neues Programm an-

knüpfen Nicht an den Weltkrieg und ſeinen Folgen. Erbildet nicht den Kernpunkt ſozialiſtiſcher Theorie. Nicht an die

Reſultate der Koalitionspolitik. Berechtigter iſt
ſchon: Das Streben nach Vereiniguns der geſpalte-
nen Arbeiterbewegzung in der Formulierung des neuen
Programms nicht zu erſchweren. Doch auch das wäre noch eine
mehr opportuniſtiſche Anſicht. Anknürfen muß das neue Pro
gramm an die grundſätzlichen Erwägungen des Er-
furter Programms, die von der ökonomiſchen Entwicklung
beſtätigt oder nicht erſchüttert worden ſind. „Die
ökonomiſche Entwicklung'“, die drei Worte mit denen
es anfängt und die uns ſofort in den Kernpunkt der ſozialiſtiſchen
Gedankenwelt einführen, hat nämlich vom Erfurter Programm
mehr beſtätigt als beſtritten. Das zeht ſelbſt aus den Kom
mentaren des Gen. Ad. Braun hervor. Er muß an der Hand

der Statiſtik das weitere Anwachſen der Großbetriebe konſta-
tieren. Und daß die Jnhaber kleiner Gewerbebetriebe, trotzdem
ſie nach außen ihre Selbſtändigkeit zu bewahren ſcheinen, nur das
Leben eines Proletariers führen, beweiſt der tägliche Augenſchein.

Das Erfurter Programm iſt als ganzes betrachtet kein irrtümliches
Werk, ſondern im Weſentlichen immer noch der wirkliche Aus-
druck ſozialdemokratiſcher Anſchauungen. Mit zwingender Gewalt
brachte es jeden forſchnden Angehörigen der arbeitenden Klaſſe
in ſeinen Bann. Auf Grund der öfkonomiſchen Entwicklung
mußte er ſeine Aufgabe erfüllen, der Hebel einer neuen Wirt-
ſchafts und Geſellſchaftsordnung zu ſein. Da gab es kein Ent-
rinnen. Deshalb haben die meiſten Genoſſen der Partei mit
unerſchütterter Ueberzeugung gedient. Deshalb wurde im Bann
ner dieſer Anſchauungen die Partei von Jahr zu Jahr größer.
Es war ein geſchloſſenes Weltbild, daß dem nichts
Veſienden gegeben wurde und daß mit unentrinnbarer Logik
zeigte, warum es ſo war und auch auf welche Weiſe nur es anders
und beſſer werden konnte

Dieſes Weltbild iſt in ſeiner Geſchloſſenheit vom Kriege nicht
Das Beſtehen des Klaſſenkampfes innerhalb

eines jeden Volkes kann jetzt ſelbſt von bürgerlichen Jdeologen
nicht mehr geleugnet werden. Daran darf das neue Programm
nicht ſtillſchweigend vorbeigehen.

Man halte nun dem die erſten Sätze des Entwurfs gegen-

„Die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands iſt die Partei
des arbeitenden Volkes, ſie erſt rebt die Ueberwindung des ka
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsſuſtemns durch eine die Wohlfahrt
aller Geſellſchaftsmitglieder ſichernde ſozialiſtiſche Gemeinwirt-
ſchaft und damit zugleich die allgemeine höchſte Steigerung der
geiſtigen und ſittlichen Kultur des Volkes.“

Die erſten Worte verraten wenigſtens noch den Verſuch monu
mental zu wirken aber was iſt das was nachher folgt: ſie er
trebt Sie könnte ebenſogut etwas ganz anderes er
ſtreben. Es fehlt gewiß nicht an Gründen, das zu erſtreben, aber
unbewußt iſt dieſes Streben beim jetzigen Wortlaut von einer
natürlichen Handlungsweiſe, die im Rahmen der
ökenomiſchen Entwicklung liegt. zu einer bloß ethiſchen For
derung geworden. Weggewiſcht iſt mit dieſer Faſſung die be

iſternde Vorſtellung im Bewußtſein des Angehörigen des ar-
itenden Volkes, daß ihn die ökonomiſche Entwicklung umwwider-

ruflich die Aufgabe ſtellt eine neue Welt zu ſchaffen. Hätte noch
ageſtanden: ſie erkämpft die Ueberwindunz oder ſie kämpft für

die Ueberwindung. Nichts von alledem. Und dann das ſchöne
Wort: Wohlfahrt Gewiß es gab zur Zeit der franzöſiſchen

mune einen Wohlfahrtsausſchuß, der der Schrecken der Reak
tionäre war, aber wenn wir in der oben gegebenen Form von
Vohlfahrt reden, ſo nähert ſich das mehr der Vorſtellung von
Kornblumentagen und chriſtlicher Mildtätigkeit. Wie anders
Aingt da der Abſatz aus dem Erfurter Programm, in dem das
Wort Wohlfahrt vorkommt. Deshalb iſt es notwendig in neuen
rogramm dieſe Vorzüge des alten zum Ausgangspunkt zu

Rachen.
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Das trifft auch für die Sozialiſierung zu: Es darf kein
wort für werden. Sozialiſierung kann nur ſein, die
e e jener Forderungen von Erfurt, die da lauten Ueber
führung des Privateigentums an Produktionsmitteln in geſell
ſhaftlickes Eigentum und Umwandlung der Warenvroduttion in
eine ſozialiſtiſche Produktion für und. durch die Geſellſchaft betrie
ben. An dieſem Ziele müſſen wir feſthalten, doch für die Gegen
wart müſſen wir ausgedehnte Einzeiforderungen auſſtellen

1. Beilage zur Volksſtimme.
h|t——m—SZ

Die Redner unterbreitet dann noch die beim Vorſtande ein
Fe en Anträge und gibt für einzelne eine ganz kurze Be

ndung.
Nach dieſen beiden Referaten nimmt Gen. A. Thiele das

Wort zur Diskuſſion. Er iſt der Auffaſſung, daß der Parteitag
ſich weniger mit der Annahme des Ultmatums befaſſen wird, als
vielmehr mit dem Friedensvertrag von Verſailles, über deſſen
Ablehnung oder Annahme in der Reichstagsfraktion Meinungs
verſchiedenheiten zutage getreten waren. Ueber die Annahme des
letzten Ultimatums dürfte es in der Partei kaum noch verſchie
dene Auffaſſungen geben. Weiter nimmt der Redner zur Regie
rungsbildung Stellung und vertritt dabei die Anſicht, daß wie
als Partei mit demokratiſchen Grundſätzen auch die demokratiſchen
Rechte reſpektieren müßten und uns deshalb einer Regierungs
bildung mit der Deutſchen Volkspartei nicht enziehen könnten.

Gen. Albert Müller polemiſiert gegen die von dem Gen.
Thiele vertretene Meinung über die Regierungsbildung mit der
D. V. Eine ſolche Taktik, ſo betont er, kann unſerer Sache und
der Partei nur zum Schaden gedeihen.

Gen. Undeutſch wendet ſich gegen die Behauptung des
Cen. Täumel, daß das Wort Sozialiſierung bei vielen zum
e geworden ſei. Sozialiſierung bedeutet für uns immer
noch 1 e der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe in eine
ſozialiſtiſche Gemeinſchaft. Es muß endlich mal der Anfang zu
einer ſolchen Umſtellung unſerer Wirtſchaftsverhältniſſe gemacht
werden. Aus den Köpfen der Arbeiter muß aber der Gedanke
heraus, daß etwa ein utſch, ein gewaltſamer Umſturz dieſe not-
wendige Umformung bringen kann.

Gen. Schm id teilte die Auffaſſung der drei vorhergehenden
Redner über die Regierungsbildung. Ferner verbreitet er ſich
über die Notwendigkeit der Zugehörigkeit aller S. P.- Mitglieder
zu den Freien Gewerkſchaften. Mit einem neuen Programm
brauchen wir es garnicht ſo eilig zu haben.

Gen. Lanzke begründet zunächſt ſeinen Antrag zur Grün-
dung von Partiſchulen. Zum Programmentwurf führt er aus,
daß in einem neuen Parteiprogramm klar und deutlich zum Aus
druck gebracht werden möchte: nur auf dem Boden des Klaſſen
kampfes kann der Sozialismus errungen werden und nur durch
das Proletariat ſelbſt, wozu ſelbſtverſtändlich alle Hand und
Kopſfarbeiter gehören. Jn ſeinen weiteren Worten wendet er ſich
ebenfalls gegen ein Zuſammengehen in der Regierung mit der
D. V. Es gilt nicht nur die Republik, die von der Deutſchen
Volkspartei nicht anerkannt wird, zu verteidigen, ſondern es gilt
auch durch eine zielklare Politik das Vertrauen der der S. P. D.
angehörigen Arbeitermaſſen zu rechtfertigen.

en. Kochansky iſt gleichfalls der Meinung, daß man
ſich hüten ſoll, mit Politikern wie die der Deutſchen Volkspartei
uſammenzugehen. Er wünſcht weiter, daß der Begriff des „ar-
eitenden Volkes“ im Parteiprogramm eine weite Auslegung er-

fahren möchte.
Gen. Karl Garbe begründet ſeinen Antrag auf Uebernahme

des weſentlichen grundſätzlichen Teiles des Erfurter Programms
in das neue Programm der S. P. D. Zur Frage der Regie
rungsbildung bringt er ebenfalls zum Ausdruck, daß er eine
Regierungsbildung mit der D. V. ablehnt.

Gen. Thiele ergreift alsdan noch einmal das Wort, um
ſeine Ausführungen zu unterſtreichen, worauf ihm Gen. Lanzke
entgegentritt und betont, daß es nicht nur von grundſätzlichen und
taktiſchen Geſichtspunkten für unſere Partei beſſer iſt, wenn wir
ein Zuſammengehen mit der D. V. ablehnen, ſondern auch von der
Seite einer Erfolge erſtrebende Politik. Die Arbeiter würden
mit Recht nicht verſtehen können, wenn wir eine Koalition mit
der D. V. bilden würden. Wir würden in einer ſolchen Regierung
nur die Verantwortung für die Taten derſelben tragen, aber
faſt ohne Einfluß darin bleiben.

endet.
Die Referenten hielten dann noch kurze Schlußworte. Gen.

etersdorf erklärte o als Gegner einer Koalition mit der
V. Die Sozialdemokratie kann nicht mit einer Partei zu

ſammengehen, die in ihrem Programm die Republik verwirft.
Es wurde alsdann die Abſtimmung über die einzelnen

Anträge zum Parteitag
vorgenommen. Angenommen wurden folgende Anträge:

Der Ortsverein Halle der SPD. ſchließt ſich dem Antrag der
Breslauer Parteigenoſſen zum Programmentwurf in folgenden
Forderungen an:

Der Parteitag erklärt, daß das endgültige Programm
enihalten muß:

1. Ein Bekenntnis zu der geſchichtlichen Sendung der
Arbeiterklaſſe, die kapitaliſtiſche Geſellſchaft durch ihren
wirtſchaftlichen und politiſchen Kampf zu eine ſozia
liſtiſche umzuwandeln.

2. Eine Darſtellung der von uns erſtrebten Wege der
Sozialiſierung.

3. Eine Ausführung unſerer Forderungen zur Demokrati-
ſierung.

Jn dieſes Programm ſind aus dem Erfurter die Teile zu
übernehmen, die von der ökonomiſchen Entwicklung beſtätigt oder
unerſchüttert ſind.

Der Parteitag wolle mit aller Entſchiedenheit auf die Mit-
glieder der Preußiſchen Landtagsfraktion einwirken, daß
dieſelben mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln bei der
Anſtellung der Schutzvolizeibeamten hinwirken, daß ihnen die-
ſelben Rechte wie alle anderen Staatsbeamten eingeräumt werden.
Jn Beſonderheit iſt darauf hinzuwirken: 1. daß den Polizei-
beamten das Koaglitionsrecht nicht eingeſchränkt wird; 2. daß die
Anſtellungsbedingungen für Beamte im Offizierrang und Beamte
im Unteroffizierrang gleichmäßig ſind, um dadurch ein Aufrücken
der Unterbeamten leichter zu ermöglichen und der Demokrati-
ſierung der Verwaltungen nachzuhelfen.

Der Parteitag wolle beſchließen: der Parteivorſtſtand möge
eine Kommiſſion zur Ausarbeitung eines Hochſchulprogramms
einſetzen.

v

Der Parteitag begrüßt die Beſtrebungen der im A. D. G. B.
in der Afag und im Beamtenbund zuſammengeſchloſſenen Berufs-
organiſationen der Hand und Kopfarbeiter zu einem engen
Vertragsverhältnis zu kommen.

Der Parteitag hält alle berufstätigen Parteigenoſſen für
verpflichtet, nur ſolchen gewerkſchaftlichen Verbänden als Mit-
glied anzugehören, die ſich dieſen drei genannten Spvitzenorgani-
ſationen angeſchloſſen haben.

Die Ortsgruppe der SPD. Halle-S. erwartet vom Partei-
tag, daß er den Zentralbildungsausſchuß beauftragt, baldigſt
Schritte zu unternehmen, Parteibildungsſchulen zu errichten. Es
ſollen darin Funktionäre der Partei eine gründliche Ausbildung
in allen Fächern der Arbeiterbewegung und in der Wiſſenſchaft
vom Sozialismus erhalten.

Inzwiſchen war die geheime Abſtimmung über die für den
Parteitag zu wählenden Kandidaten vorzenommen. Wie der
Vorſitzende mitteilte, ſteht das endgültige Reſultat erſt nach Aus-
zählung ſämtlicher Stimmen im ganzen Bezirk feſt.

r den am 11. September ſtattfindenden Bezirksparteitag
der S. P. D, für den Wahlbezirk Halle-- Merſeburg wurden fol
gende Genoſſen als Delegierte gewählt: Wilke. Benkert, Waen-
tig Vogzel, Fiſcher, Kliebe, Schumann, Bauer, Bürger, Jöſtel.
Undeutſch und Heine.

Rach einer Aufforderung des Vorſitzenden an die Beamten,die am Sonnabend üaltindend e Verſammlung aller Beamten

Die Debatte über die erſten beiden Referate war damit be
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unſerer Partei recht zahlreich zu beſuchen und nach einem Appell
an alle Pacrteigenoſſen, in ihrer Arbeit für die Preſſe und Partei
nicht zu erlahmen, wurde die anregend verlaufene Verſammlung
geſchloſſen.

Kein örtliches Vorgehen der Buchdrucker.

Geſtern fand abermals eine Buchdruckerverſammlung ſtati
um das Ergebnis der Verhandlung zwiſchen der letzhin gewählten
Kommiſſion und den Unternehmern entgegenzunehmen. Vom
Vorſitzenden des Buchdruckerverbandes Kollegen Riebenſtahl wurde
bekanntgegeben, daß ſich die hieſigen Arbeitgeber auf den Stand-
punkt ſtellen, ſich nur an die Abachungen zu halten, welche
von der Zentrale getroffen werden. Kollege Gittel ſtellte
dann den Antrag, keine Urabſtimmung über ein etwaiges
örtliches Vorgehen mehr vorzunehmen. Dieſer Antrag wurde
mit 135 gegen 99 Stimmen angenommen. Ein Teil der An.
weſenden enthielt ſich der Abſtimmung.

Dieſe Stellungnahme zeigt, daß die Buchdrucker ein örtliches
Vorgehen zurzeit verwerfen. Eine endgültige Klärung in der
Lohnbewegung der Buchdrucker dürfte erſt der Zuſanmmentritt
des Tarifausſchuſſes, der Ende September erfolgt, bringen.

„Zur Reinigung journaliftiſcher eitten“

betitelt die „Hall. Allgemeine Zeitung“ einen Aufſatz über
Krumm-Heller, der ſich gegen unſere Notizen in Nr. 120 und 130
der „Volksſtimme“ richtet Es wird erwähnt, daß in den Notizen
ſchwere Anſchuldigungen gegen Krumm-Heller erhoben wurden,
und u. a. auch behauptet wurde, er, Krumm-Heller, gebe ſich zu
Unrecht als mexikaniſcher Oberſt und Doktor aus. Es ſei eine
Privatklage gegen den verantwortlichen Redakteur der „Volks-
ſtimme“ eingereicht und gegen dieſen Straftrag geſtellt, weil er es
abgelehnt habe, die er t „Berichtigung“ zu bringen.

Die „Allgemeine“ glaubt, dieſe Mitteilung veröffentlichen zu
müſſen, da die Bedeutung des rot über den Rahmen eines
„Privatſtreites“ Sie faſelt ferner von journaliſti-ſchen Sitten, Korruption Sittenverderbtheit, Beſtechlichkeit), von
irgendwelchen parteilichen Zielen, durch welche die Gegner in un
e a Weiſe verunglimpft werden. Scharfe, ſachliche
Angriffe müſſe ſich jeder im öffentlichen Leben Stehende gefallen
laſſen, man halte aber am Kampf der Meinungen um die Sa
eſt. und ſuche nicht durch tatſächliche oder vermeintliche perſönliche
Rängel der Träger die Sache niederzuverleumden. Jn kindiſcher

Weiſe wird weiter von tollen Wucherungen und Auswüchſen des
ſogenannten politiſchen Kampfes der Linkspreſſe, die auch vor
augenfälligen Falſchmünzereien nicht zurückſchrecke, gefaſelt, und
daß man dem Prozeß und ſeinem Ergebnis mit einiger Genug-
tuung entgegenſehe.

Dieſe Genugtuung ſoll die „Allg. Ztg.“ haben. Den Wahr-
heitsbeweis der Notizen werden wir und unſere Gewährsmänner
(welche übrigens bis heute Mitglieder der Deutſchen Volkspartei
waren) erbringen. Zeit genug haben wir Krumm-Heller zur
Klage gelaſſen, und es war ſchon lange unſer ſehnlichſter Wunſch
daß er endlich gegen uns vorgehen möchte. Die „Allgemeine
r bei dieſer Gelegenheit wenig Freude an ihrem „Schützling'
erfahren.

Die verunglimpfende Art der Darſtellung dieſer Angelegen
heit durch die „Allg. Ztg.“ (die keine Ahnung hat, welches Mate
rial wir als Unterlage für unſere Behauptungen beſitzen. D. Red.)
zeigt deutlich, in welch offenſichtlicher Weiſe das öffentliche Leben
durch Schimerenblätter vom Schlage dieſer „nationalen“ Zeitung
verunreinigt wird.

Eine geborſtene kommuniſtiſche Süule.

Z7 der Mittwochausgabe des Roten Kurier findet ſich ein
Artikel: „Die kommuniſtiſche Verwaltung des Holzarbeiterverban
des Halle ſoll beſeitigt werden“, worin der krampfhafte Verſuch

emacht wird, Begebenheiten, die ſich unter der Leitung des Ge-ſchaſtsführers Richard Müller im Holzarbeiterverband zugetragen

haben, zu verdecken. Gegen die zahlreichen Anſchuldigungen,
welche gegen die Geſchäftsführung des Herrn Müller aus den
Mitgliederkreiſen erhoben wurden, wird eine lauwarme Abwehr
tunke verbreitet, die per wenig beſagt und noch weniger den
Tatſachen Stand hält. Aus unterrichteten Kreiſen erhalten wir
dazu folgende Klarſtellung:

„Der Satz in dem Ärtikel: „Allen Anſchuldigungen (gegen
Müller) wurde nachgegangen und nichts feſtgeſtellt, was ein Ein
ſchreiten hätte rechtfertigen können“, iſt in ſeinem letzten Teile
entweder die eigentümliche ſubjektive Auffaſſung des Artikel
ſchreibers, (Ms.) oder eine bewußte Lüge um die Kollegen,
ſowie die geſamte Arbeiterſchaft Halles irrezuführen. Wenn den
Kollegen bisher von dem Ergebnis der Unterſuchung in der Preſſe
nichts bekannt gegeben wurde, ſo geſchah es um der Verſammlung
nicht vorzugreifen; es unterblieb aber auch aus Reinlichkeits-
gründen und einem gewiſſen proletariſchen Schamgefühl, denn er-
hebend ſind derartige Dinge wirklich nicht Dieſes Gefühl ſcheint
gewiſſen Leuten allerdings völlig unbekannt zu ſein, und ſo haben
auch wir keine Urſache länger 3 ſchweigen, zumal der Taktik

Müllers dadurch geradezu Vorſchub geleiſtet würde. Nach dem
Grundſatz: „Der Hieb iſt die beſte Abwehr“, trommelt man be-
reits die Zellen zuſammen, um ihnen die Notwendigkeit der Spal
tung unſerer hieſigen Zahlſtelle beizubringen, wenn Richard Mül-
ler ſeiner klebrigen Eigenſchaft im Holzarbeiterverband nicht mehr
fröhnen kann.

Soviel ſteht feſt, für Müller war das Ergebnis der Anter-
ſuchung vernichtend. Seine eigenen Parteifreunde konnten
ihm nur den Rat geben: Richard verſchwinde, du bla-
mierſt die V. K. P. bis auf die Knochen. Der, auf Be
ſchluß der Mitgliederverſammlung, anweſende Vertreter des
Hauptvorſtandes, lehnte es im Einverſtändnis mit der Mehrheit
der kommuniſtiſch orientierten Verwaltung ab, Rich. Müller den
Schlüſſel des Kaſſenſchrankes zu übergeben. Er übergab dieſen
auf Beſchluß der Verwaltung dem 2. Bevollmächtigten Otto
Müller. Da auch dieſer der V. K. P. angehört, iſt wohl hiermit
erwieſen, daß das Gebaren Müllers, ſich als Opfer ſeiner po
litiſchen Ueberzeugung zu bezeichnen, eitel Humbug iſt.

ach allem was vorgeht, gert es, als wenn M. trotz ſeiner
eigenen Erklärung, daß er ſeine Stelle kündigen werde, doch
unter allen Umſtänden die verrufene Stellung eines „Gewerk-
ſchaftsbonzen“ nicht miſſen möchte. So oder ſo. Wenn alſo
irgendwo die Abſicht beſteht, unſere Zahlſtelle zu zerſchlagen, wie
in dieker Notiz des Roten Kurier zu leſen iſt, ſo kann es nur
bei R. Müller und ſeinen Freunden ſein. Sie pielen ja ſchon
lange mit dem Gedanken, und er ſelbſt hat ja ſchon einmal die Ge
burtsſtunde des roten Jnduſtrieverbandes verkündet. Hielt ihn
bisher die Sorge um ſeine Erxiſtenz ab, der Mahnung ſeiner
Freunde in der Lerchenfeldſtraße zu S ſo treibt ihn heute der
Fletcke Erund dieſen in die Arme. Deshalb Augen auf, Kollegen!
An euch liegt es, allen Zerſplitterungsbeſtrebungen die von jenerSeit kommen und lediglich egoiſtiſchen Zielen dienen, kraſtvon

entgegenzutreten. Die Verwaltung aber hat die Pflicht, mit mög-
lichſter Beſchleunigung eine Mitgliederverſammlung einzuberufen,
in welcher das Ergebnis der Unterſuchung den Kollegen unter
breitet werden muß. Die Verwaltung muß ſich darüber klar ſein,daß ſie die Verantwortung für ehe derartiger, der Wahr
heit nicht entſprechender Veröffentlichungen trägt. Sie des
halb den Mitgliedern umgehend Gelegenheit geben, den wirklichen
Tatkeſtand zu erfahren, und muß aber auch derartigen irrefüh-
renden Artikeln die Wahrheit entgegenſtellen. Terpe.

Freibank- Verkauf. Zum Freibankverkauf am 6. Auguſt 1921
werden die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen: Um 7 Uhr
601-—-750; um 8 Uhr 751--900: um 9 Uhr 901--1050; um 10 Uhr
1051--1200
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eondergernyt.
Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung!

Die Arbeiter Otto und Ernſt Standfuß aus Gröbers
werden angeklagt, ſich während der Märzunruhen in ihrem Heimat-
orte einem bewaffneten Haufen angeſ en zu haben. Dieſe Be
ſchuldigung beruht aber auf Denunziation und erweiſt ſich als
irrig. Beide Angeklagte werden deshalb fre

Einen weſentlichen Anteil an den Unruhen in Delitzſch
nahmen die Angeklagten Paul Reichelt, r e und
Franz Kutznick aus demſelben Orte. Sie ſtellten ſich dem
Rktionsausſchuß zur Verfügung. Jentzſch will allerdings nur
unter Zwang gehandelt haben und wurde in Wittenberg infolge
dieſer Behauptung ſchon wegen eines mit vorliegender Anklage in
Tateinheit ſtehenden Vergehens freigeſprochen. Reichelt hat
ſogar im Namen des lihſcher Aktionsausſchuſſes verſchiedene
Aufträge in Nachbarorten ausgeführt. Die beiden anderen An-
geklagten ſchloſſen ſich, wie das üblich war, einem bewaffneten
Haufen an. Sie haben ſich deshalb nach et des Gerichtes des
Landfriedensbruches, des Aufruhrs und Anſchluſſes an einen be
waffneten Haufen ſchuldig gemacht. Das Kurioſum der Frei-

redaung Jenhſchs in Wittenberg nötigt das Gericht zur Wahrun
er Linheitlichteit der Rechtſprechung. Deshalb wird J
ſfreigeſproechen, während Kutznick und Reichelt wegen der-
elben Tat verurteilt werden. Ein recht merkwürdiges Urteil,
das nur davon herrührt, v Wittenberger Sondergericht
eine mildere Auffaſſung als das Halleſche Sondergericht hatte.
Neichelt wird zu 1 Jahr Gefängnis und 300 Mark Geldſtraſe,
Kutznick zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt.
Die beiden Zimmerleute Guſtav Wudtke und Karl Schott-
ſtedt fanden auf ihrer Arbeitsſtätte in Beuna ein Gewehr in
einem Verſteck. Sie wollten es ſofort abliefern, überlegten ſich
aber, ob es während der unruhigen Tage ratſam ſei, das Gewehr
nach Merſeburg zu ſchaffen, da man ſie leicht für Bewaffnete halten
tonnte. Deskalb verſtecken ſie das gefundene Gewehr wieder um
es in ruhigeren Zeiten abliefern zu können. Dieſer Vorgang
wurde von zwei 16jährigen Jungens beobachtet, die alles weiter-
erzählten, bis der n ſo aufgebauſcht war, daß er die beiden
Zimmerleute auf die Anklagebank brachte. Schottſtedt ver
hielt ſich übrigens auch nach deren Zeugenausſagen vollkommen
paſſiv und die rn Wudtkes bricht in ſich zuſammen. Der
Staatsanwalt betont mit Recht, de jeder andere genau ſo ge-
handelt hätte wie die beiden Angeklagten. Wudtke und
Schottſtedt werden freigeſprochen.

An den Fahrten in die Um ebung Delitzſchs, die ſchon in
obigem Prozeß bei Reichelt eine Rolle ſpielten, hat ſich auch der
Angeklagte Moerſchke beteiligt. Später zog er nach Gröbers,
geriet dort unter die Hölzbande, zog mit dieſer nach Beeſenſtedt,
wobei er als Geſchirrführer tätig war. S Beeeſnſtedt wurde er
von der Schupo gefangengenommen. Das Gericht verurteilte
Moerſchke zu 2 Jahren Gefängnis.

Der Bergmann Euſtav Fritzſche aus Körbisdorf war Mit-
glied eines Grubenaktionsausſchuſſes. Er veranlaßte die Ver-
haftung eines Betriebsleiters und des Grubenwachtmeiſters, ver-
ſchiedene „Requiſitionen“, war auch bewaffnet. Der Mitangeklagte
Frigtzſche, der freigeſprochen wurde, ſchildert ihn als die Seele der
dortigen Bewegung. Das Gericht verurteilt Fritz ſche wegen
Aufruhrs und Landfriedensbruchs zu 4 Jahren Geſängnis.

Zur Frage der Zuläſſigkeit der Kündigung von
Kleingärten bei Richtheachtung der Vereinsſatzung.

Von Miniſterialrat Dr. Kaiſenberg, Berlin.
Ein Schreberverein einer mitteldeutſchen großinduſtriellen
Stadt hat in ſeiner vor dem Kriege feſtgeſetzten Satzung die Be
ſtimmung, daß Kleintiere in den Gärten nicht gehalten werden
dürfen. Entgegen dte Beſtimmung der Vereinsſatzung halten
neuerdings mehrere Mitglieder in ihren Gärten Hühner und
Kaninchen in geſchloſſenen Gehegen. Das Geſamtbild der Garten
anlage wird indeſſen dadurch in keiner Weiſe beeinträchtigt. Die
Mehrheit der Vereinsmitglieder beſteht jedoch auf Einhaltung der
Satzung und hat die kleintierhaltende Minderheit mit Ausſchluß
aus dem Verein und Kündigung des Pachtlandes gedroht.

Es erhebt ſich alſo die Frage, ob im vorliegenden Falle der
Umſtand, daß die Vereinsſatzung nicht eingehalten wird, als wich-
tiger Grund zur Kündigung des Pachtlandes erachtet werden kann.
Nach s 3 der Kleingartenordnung dürfen Pachtverträge über
Kleingartengrundſtücke nur aus einem wichtigen Grunde gekün-
digt werden. Jnwieweit das Verhalten des Pächters einen wich-
tigen Grund zur Kündigung abgeben kann, habe ich
2. Auflage meines Kommentars zur r (Berlin1921. Verlag von Franz Vahlen) in Anm. 7 zu S 3 (S. 50 und
51) dargelegt. Jch habe ausgeführt, daß bei vorſätzlichen oder
grob fahrläſſigen Vertragsverletzungen, trotz wiederholter Mah-
nung die vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen, die Löſung des
Vertragsverhältniſſes e werden kann. Als Beiſpiele für
derartige Vertragsverletzungen habe ich angeführt: Verunkrau
tung der Gärten derart, daß eine unmittelbare Gefahr für die
Nebenlieger entſteht, Unterlaſſung von Wege- und Zaunausbeſſe-
rungsarbeiten trotz wiederholter Mahnung, gröbli Verletzung
e aus den nachbarlichen Verhältniſſen entſpringenden Pflichten
uſw.
Die Haltung von Kleintieren in Kleingärten iſt heute ſo
ſelbſtverſtändlich, daß ich es nicht verſtehen kann, wie ein Verein
auf den Gedanken kommen kann, eine ſolche ausſchließen zu wol-
len. Die Verhältniſſe vor dem Kriege waren anders als heute.
Sie haben ſich derart verſchoben, daß es unter den derzeitigen
wirtſchaftlichen Verhältniſſen kaum mehr angängig iſt, dem Klein-
gärtner das Halten von Kleintieren zu verbieten, es a denn, daß
daraus für die übrigen Koloniemitglieder eine weſentliche Be-
läſtigung entſteht. Es fragt ſich alſe, ob durch den Umſtand, daß
einzelne Koloniſten ſich Kleintiere halten, der Zweck der Kolonie
benachteiligt oder gefährdet wird, die übrigen Koloniſten in ihren
Intereſſen geſchädigt werden. Jſt dies nicht der Fall, ſo kann ein
wichtiger Grund zur Kündigung nicht anerkannt werden.

Nach dem mitgeteilten Tatbeſtand (aus den Mitgliederkreiſen
des als gemeinnützig anerkannten Schrebervereins „Halle-Oſt“
d. Red.) iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Vorausſetzungen erfüllt
ſind. Gegebenenfalls wäre den kleintierhaltenden Koloniſten die
Auflage zu machen, t entſprechende Einrichtungen Vorſorge
dahin zu treffen, daß Beläſtigungen für die Nachbarn nicht ent-
tehen. Zweckmäßig wäre es, wenn von Vereins wegen an einem
ibgeſonderten Platze der Kolonie eine gemeinſame Farm er-
richtet werden würde. Die Schrebervereine S allerdings im
Kleingartenbau die ethiſchen und geſundheitlichen Momente gegen-
über den wirtſchaftlichen mehr betont als die
Kleingarten- und Pflanzenvereine. Doch hat ſich der Unterſchied
zwiſchen den verſchiedenen Formen der Kleingartenvereine unter
der Entwicklung der Kriegs und Nachkriegsverhältniſſe mehr und
mehr ausgeglichen. Die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe haben ſich
auch bei den Schrebervereinen allenthalben in den Vordergrund
gedrängt.

Werden durch die Kleintierhaltung die Intereſſen der übrign
Kolniſten nicht berührt, ſo iſt die Berufung auf die offenbar ver-
altete Vereinsſatzun h Nach 5 226 B. G. B. iſt dieAusübung eines Riedts unzuläſſig, wenn ſie nur den Zweck haben

kann, einem anderen Schaden zuzufügen. Derart ſchikanöſe Be-
ſtimmungen ſind auch na 134 B. G. B, nichtig.

Jm übrigen iſt noch folgendes zu beachten:
ie Kleingartenvereine können nach dem Kleingartengeſetz

zur dann noch die Verpachtung von Kleingärten betreiben, wenn
ſie als gemeinnütziges Unternehmen zur Förderung des Klein-
gartenbaues anerkannt ſind. Durch die Anerkennung erhalten die
Vereine eine über die Stellung der privatrechtlichen Vereine hin-
ausgehende Bedeutung. Dementſprechend Aen ſolche Vereine
auch ihre Satzung geſtalten und ihre Geſchäftsführung einrichten.
Die Kleintierhaltung iſt heute ein weſentlicher Beſtandteil des
Kleingartenzweckes geworden. Es würde nicht der Rechtsſtellung
und dem Zwecke eines r r Unternehmens zur Förde-
rung des Kleingartenweſens gerecht werden, wollte ein Verein dieAekntierhaltun ausſchalten. Ein Verein, der die Gemeinnützig-
ieit anſtrebt, erhält dadurch nicht nur erhöhte Rechte, ſondern auch

in der

2

vermehrte n, alſo namentlich auch die ſeinend e Vieheiker anerkannten v des
Kleingartenbaues anzupaſſen. Nur ſolche Vereine, die dieſen Er
forderniſſen entſprechen, können für die Berechtigung in Anpruch nehmen, als nternehmen zur Whederung
des Kleingartenweſens zugelaſſen zu werden.

Die Waſſerverſorgung Halles geſichert.
Bei der diesjährigen Dürre haben in vielen Städten Ein

chränkungen in der ſſerverſorgung angeordnet werden müſſen.
uch in der halleſchen Bevölkerung ſind Beſorgniſſe laut geworden.

Demgegenüber ſei betont, daß der Waſſerſtand in un Heber
Faſſungsanlage in Beeſen dank der getroffenen Einrichtungen ein
durchaus guter iſt. Da auch die Maſchinenkraft vergrößert und
eine neue Druckrohrleitung nach Halle gelegt wurde, er
berg die Waſſer verſorgung unſerer Stadt trotz des gro

en Waſſerverbrauchs geſichert.

Neuer Sonderzug nach Baſel (Konſtanz). Am 20./21. Auguſt
1921 verkehrt noch ein Sonderzug von Berlin nach Baſel (Kon-
ſtonz) im Plane und zu den Prejſen des S am
13./14. Auguſt Berlin Anh. S. 5.39 Uhr nachm., Wittenberg ab
.22 Uhr abends, Halle (S.) ab 8.45 Uhr nachm. z dieſem Juge

werden im Direktionsbezirk Halle von den Fahrkartenausgaben
Wittenberg und Halle (S.) Fahrkarten ausgegeben

Eine Neuerung bei der Poſt. Die Barfreimachungs-
maſchine. Beim Poſtamt Halle (S.), Thielenſtraße, iſt eine
Barfreimachungsmaſchine für gewöhnliche Briefſendungen des in
neten deutſchen Verkehrs aufgeſtellt worden. Zugelaſſen ſind
Brieffendungen den Gebührenſätzen von 10, 15, 30, 40 und
60 Pf. Die Bedingungen für die Barfreimachung ſind beim oben-
genannten Poſtamt erhältlich.

VolksFeuerbeſtattungsverein e u. Umg. Sonntag, den
7. Auguſt, vormittags 3410 Uhr, Beſichtigung des Krematoriums.

Probin; und Umgegend
(Fortſetzung aus dem Hauptblatt.)

Merſeburg Querfurt Weißenfels ZJeiz.
Das Offizierkorps „der Schutzpolizei in Merſeburg“.

Vor einigen Tagen hatte ein Schupobeamter durch Erſchießen,
vermutlich wegen Liebeskummer, ſeinem Leben ein Ende bereitet.
So traurig dieſer Fall iſt, können wir doch nicht ohne weiteres an
der Sache vorbeigehen. Bei der Beerdigung des Beamten fiel
ein Kranz auf, der ſolgende Jnſchrift auf der Schleife trug: „Ge
widmet von dem Offizierkorps der Schutzvoli-

ze i“, während es bei den übrigen mit Recht nur hieß: „Gewidmet
von den Schupobeamten“. Angeſichts deſſen muß man ſich fragen:
„Jſt die Schutzpolizei ein Beamtenkörper im Kommunaldienſt,
oder ein verkappter Militärapparat?“ Viele Beamte der Schupo
ſind über ein derartiges Verhalten ihrer oberen Beamten ffi
ziere“) entrüſtet. Sollte es nicht fertig zu bringen ſein, die Schupo
in einen ziviliſierten Beamtenkörper umzuwandeln, wo es nur
heißt: „Unter-, Mittlere- und Oberbeamte Haben
wir das nicht in jedem Staats- und Kommunaldienſt? oder iſt
die Schupo wirklich eine verkappte ilitär-maſſeWener muß man immer wieder feſtſtellen, daß ein Unterſchied

zwiſchen Schupobeamten und „Offizieren“ gemacht wird. Denn
wie könnte es ſonſt möglich ſein, daß drei Schupobeamte wegen
einem „Offizier“ die Stube räumen müſſen, damit dieſer einzelne
S einziehen kann. Das hat ch an einem Tage zweimal
ereignet, ſo daß ſechs Beamte wegen zwei rer umziehen
mußten. Sind wir denn ſchon wieder in wilhelminiſche Zeiten
eingeſchifft, wo der Men erſt beim „Offizier“ an-
fängt Können mehrere Offiziere nicht ebenſo gut zuſammen
wohnen, wie die anderen Beamten?

Weiter muß man ſich fragen, was die vielen iere in der
po ſollen. Jn Friedenszeiten kamen auf 500 Mann 10-12

Offiziere. Bei der Schupo, Abteilung Merſeburg befinden ſich
gegenüber den 300 Beamten, 10 „Offiziere.“ Dabei ſoll doch die
Schupo kein Aſyl für obdachloſe Offiziere der alten
kaiſerlichen Armee ſein. Es ſcheint ſo, als wenn die
Offiziere nur in die Schupo eingetreten ſind, um den alten Drill
der früheren militäriſchen Dienſtzeit wieder einzuführen und da
mit der Reaktion das Rückgrat zu ſtärken. Zur weiteren Auf-
klärung diene folgender Fall: „Eine Hundertſchaft hatte einennuen Zundertſchafrefühter bekommen und dieſer Herr (Haupt-

mann) in ſeiner Würde und früheren militäriſchen
Anſchauung glaubte nun, er könnte die Schupobeamten genau
ſo behandeln, wie die Rekruten des ehemaligen kaiſerlichen
Heeres. Die Hundertſchaft hatte gerade Dienſtfrei, trotzdem
verlangte er des öfteren, daß ſie heraustreten ſollte. Als es
aber den Beamten zu viel wurde, entſtand unter ihnen Mißſtim
mung. Dieſes konnte der geſtrenge Herr nicht vertragen und ſetzte
noch an denſelben Tage Dienſt (Waffenappell) an. Da nun die
Beamten ſich in ſtrengſter Weiſe geſchuriegelt fühlten, führten ſie
Beſchwerde bei ihrem Beamten-Ausſchuß. Der B.A. wurde
bei dem Führer (betr. der Beſchwerde) vorſtellig und bekam von
dieſem zu hören und er habe mit dem B. -A. nicht zu tun,
ſetze den Dienſt an, wie es ihm ſelbſt paſſe. Wem
das nicht gefällt, der könne gehen! Daß dieſe Behand-
lung den Beamten nicht gefällt, ſieht man an dem Mißmut der in
der ganzen Sipo herrſcht, immer deutlicher. Die Beamtenſchaft
zweifelt an ihrem ſpäteren Fortkommen und zieht die Konſequenz
daraus. Gerade das iſt es, was die reaktionären „Offigiere“ er
reichen wollen: „Raus mit den nicht reaktionär Ge-
ſonnenen und Platz für ihresgleichen

Wir richten an den Genoſſen Hörſing die Bitte, dieſe Zuſtände
hier ſpeziell im Merſeburg etwas unter die Lupe zu nehmen und
den Hebel an der richtigen Stelle anzuſetzen. Gleichzeitig darf er
ſich von den reaktionären Unterſtellen von zugeſtellten Berichten
nicht beliebäugeln laſſen. Hat Gen. Hörſing ſchon Se dört. daß
hier Offiziere in der Schupo ſich gegen die Beamtenſchaft ausge
ſprochen haben, es zeige ſich nicht würdig von einem
Beamten, wenn er Menſchen, die Sozealde-
mokraten ſind, beachtet und mit ihnen ſpricht.

Alſa Augen auf Gen. Hörſing. II.
Kretzſchau b. Zeitz. Betriebsräteſitzung. Am Sonn-

abend fand eine Betriebsrätekonferenz des Zeitz-Weißenfelſer
Bergreviers ſtatt. Ueber den erſten Punkt der Tagesordnung:
„Stellungnahme gegen die Flurſchützen“, ſtritt man ſich über
fünf Stunden herum. Einige ganz „Radikale“ verſuchten wegen
der Angelegenheit des erſchoſſenen Bergarbeiters Enke einen
Streik zu inſzenieren. Da aber dieſer Vorfall in noch keiner
Weiſe geklärt iſt, ſtellte ſich die Konferenz zu den Ausführungen
der Kameraden Scheller, Heinzelmann, Adler und
Weikart und lehnte mit 315 gegen 5 Stimmen einen Streik
ab. Bei Beratung des zweiten Punktes: „Lohnerhöhung und
Brotverteuerung“, wurde eine 70 proz. Lohnerhöhung gefordert.
Letzten Endes ſah man aber ein, daß man dieſe Sache vorerſt
einmal der Leitung des Bergarbeiterverbandes überlaſſen muß,
die mit allen Mitteln verſuchen wird, ſoviel als möglich für die
darbende Bergarbeiterſchaft herauszuholen.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Eisleben. Alarm im Wirtſchaftsamt! Jn der hie

ſigen bürgerlichen Preſſe veröffentlicht „Einer für Viele ſe n
fragen an den Magiſtrat und die Stadtverordneten, deren Wirkung
im Wirtſchaftsamt geradezu kataſtrophal ew en ſein ſoll. Die
Veröffentlichung hat folgenden tlaut: m Jntereſſe der
ſteuerzahlenden Bevölkerung Eislebens werden an den Magiſtratund die Stadtverordneten folgende Anfrggen gerichtet: 1. Wenn

wird das Od in
eilt De einen guten

et in emeiſtbietendnenedann wieder durch Herrn Stadtrat Schiering
Bevölkerung von auswärts einkauweil di ten 1r iſt der 8 e un d irte

d i ti lanta nicht unterne Slodue r hin hre e worden wie
indem bei Vergebung des demKiSer. Herrn Rößiger allein das Recht zuſtand, nachdem

Oe die Nummer ge hatten, er dann nachlieben denſelben die eder r r Warum bei de
Verpachtung der ſtädtiſchen Grasparzellen dStadtrat ring das Vo der Pachtung einn. e Se ſeeordneten nicht r rt gegen die doch auch be
kannten Mißſtände, durch welche die Allgemeinheit ſchwa

r. S an e Stadtrat Be Buren uns desunabhän ring. Wir Stdrucks aſet erwehren, daß die unabhän T inällen die Verhä tniſſe bis zum e m lä
ntadtparlament wird jedenfalls nicht ua

Lächeln

Eangerhaufen. Feſtſtehen nicht wackeln! G
friſchend und befruchtend hat der Regen am Mittwoch ge
wirkt. Nicht nur, daß die Erde getränkt, Blatt und Straug
fich erquickt haben, auch aus den Ruinen der Göben
ſprießt neues Leben. Drei Tage hat man gebraucht, ehe mar
die Sprache wiedergefunden hat. Mit dem Alarmruf: Bür
gerliche Stadtväter! Steht feſt! antwortet man auf unſere
Artikel: „Ueb Aug' und Hand oder wozu Geld da iſt
welcher in Nr. 177 vom 1. Auguſt 1921 der „Volksſtimme
veröffentlicht wurde. Die Richtigkeit des Artikels bann nicht
beſtritten werden. Jn dem uns vorliegenden Statut de
Schützengeſellſchaft iſt der S 1, welcher von der Treue zu S. M
den Kaiſer ſpricht, nicht geſtrichen. Aber wir freuen un
über jeden Fortſchritt und berichtigen gern, daß die Sanger
häuſer Schützen ſich zur Treue gegen den Kaiſer nicht mehr
verpflichtet fühlen. Armer Kaiſer. Wer getroffen i
quietſcht. Die Göbenſtraße ſcheint hyſteriſch geworden zu
ſein, ſie glaubt unſere Genoſſen in der Stadtverordneten
verſammlung bei den Bürgern anſchwärzen zu müſſen. Dahä
*bedenkt man gar nicht, daß dieſe Kritik zeigt, daß unſern
Genoſſen auf dem richtigen Wege ſind. Bebel hat einmal
geſagt: „Wenn mich meine Feinde loben, habe ich ſicher
eine große Dummheit gemacht.“ Gerade die fünf Mehrheit
ſozialiſten haben es der Göbenſtraße angetan. Ein Beweh
daß die kleine Fraktion verſteht, die Intereſſen der Be
völkerung zu vertreten. Die Wähler werden ſich dies i
zu den nächſten Wahlen merken. Wir brauchen keine ſchwar
kende Geſtalten, denen man wie einen kranken Schimmel
zureden muß: „Steht feſt!“ Unſere Genoſſen bedürfen da
Peitſche nicht. Wir werden gelegentlich noch auf einige Sachen
zurückkommen. Hinten herum haben wir erfahren, de

die Schützengeſellſchaft die bewilligten 1000 Mark dem Me
giſtrat für arme Kinder zur Verfügung ſtellen will. Stimmt

Bitterfeld--Deligſch.
Delizſch. Frauengruppe. Die Verſammlung da

Frauengruppe, die am Dienstag, dem 2. Auguſt, im „Bismark
tattgefunden hatte, beſchäftigte ſich anſtatt des Vortrages über

bels „Die Frau und der Sozialismus“, der wegen Verhind
rung des Gen. Schwahn nicht ſtattfinden konnte, mit Fragen de
Wohlfahrtspflege. Es wurde auf die verſchiedenen Aufgaben hin
gewieſen, an denen beſonders die ſozialdemokratiſchen Frauet
mitarbeiten müſſen, wie Mutterſchutz, usen di und Jugend
bewegung, Schulfragen uſw. Der Wille zur Mitarbeit kam i
einer längeren Ausſprache zu lebhaftem Ausdruck ſo daß de
Gründung eines ehe für Arbeiterwohlfahrt in Er
wägung gezogen werden konnte. Sodann ſchritt man der
Wahlen für die Delegierten zum Begzirksfrauentag, der für der
11. Sertember in Halle angeſetzt iſt. Es wurden gewählt die
Vorſitzende Genoſſin Peter, ſowie die Genoſſin Rabe. Gegen
11 Uhr war die Verſammlung zu Ende.

wittenberg--Schweinitz.
Bez. Halle). Bei der Sparkaſſe gingen inJuli 251 365 Mark als neue Einlagen ein richt wurda

187 161 Mark. Die Geſamteinnahme gert auf 468
Mark, die t n auf 198 427 Mark, was einen Geldupſatz von 667 366 Mark ergibt. Bei der Girokaſſe wurden in
Juli 313 674 Mark eingezahlt. Die Giroüberweiſungen betrug
519 662 Mark. Der Geldumſatz bezifferte ſich auf 627 754 Man
Der agzrinmag ſeit der Eröffnung beträgt 3 292 587 Mark, di
Geſamtüberweiſungen 1736 261 Mark. Die Kontenzahl iſt um!
auf 84 geſtiegen.

Kember

Torgau--Liebenwerda.
Mühlberg (Elbe). Eine deutſchvölkiſche Leucht!

Vor dem Schöffengericht hier ſtand heute der hieſige Kaufman
Hermann Frieſe wegen Beleidigung des Gen. Landrats Vosl
Die Oberſtaatsanwaltſchaft Torgau batte Anklage er
Frieſe erhielt wegen der Beleidigung des Gen. Vogl einenGefängnis. Frieſe iſt auch unſern Leſern kein Fremder mebt
Abgeſehen davon, daß er erſt vor zehn Tagen in einem andere
Verfahren wegen Beleidigung des Gen. Vogl 500 Mk. Geld
erhielt, hatten wir uns mit Frieſe e im letzten Her
ſchäftigt. Damals hatte Frieſe, der früher unter Zuſtimmung des
kommuniſtiſchen Parteiſekretärs in Mühlberg teilweiſe 7
Kartoffelgeſchäfte erledigte, plötzlich in dieſer Konſtellation
Saar gefunden, und inſerierte, mit zwei Hakenkreuzen geſchmüt
ſeine Kartoffeln zum An und Verkauf in der Drüſen
zeitung“. Er, der bei Beginn der Revolution als „überzeuat
Demokrat“ unſeres Wiſſens nach ſogar im Mühlberger Arbeiter
und Soldatenrat mit tätig war, iſt jetzt eifriges Mitelied
Deutſchwölkiſchen Schutz und Trutzbundes in Mühlberg. Stein
zeitig iſt er, laut ſeinen Jnſeraten, Mitglied des Bundes
Landwirte und der Kreisbauernſchaft Liebenwerda. Jn ſeine
Rebenberuf verfaßt er Beſchwerden über Veſchwerden über de
Gen. Landrat Vogl, auf den er weich iſt, weil ihm der u
ausſchuß aus gewichtigen Gründen die Kommiſſionärlizen
Getreide entzogen hat. Solche Beſchwerden, die voll won u
wahren Tatſachen ſind, ſind an den Regierungs und Oberp
denten, ja in der letzten Zeit, nach eigener Angabe Frieſes, unt.
Mitwirkung des deutſchnationalen Abgeordneten Herrmann an
Serrn Miniſter des Jnnern gegangen. Alle Beſchwerden.
nicht anders zu erwarten, mit negativem Erfolg. Wir ſind
nur begierig, ob Herr Frieſe nach dieſen Vorgängen au wen
Mitglied der Kreisbauernſchaft, des Bundes der Landwirte
dem Deutſchvölkiſchen Schutz und Trutzbundes bleibt. Uns P
es intereſſant ſein, gerade in dieſer Hinſicht die Entwickluns
Stellung Frieſes in dieſen Verbänden zu verfolgen.

-—=—S Wetterbericht

Sonnabend, 6. Auguſt: Ziemlich heiter, trocken, wärmer.
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